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VORWORT

Die EU und Afrika wollen ihre Zusammenarbeit auf eine neue Grundlage 
stellen. Auf dem vergangenen Gipfeltreffen zwischen der Europäischen 

Union und der Afrikanischen Union am 17. und 18. Februar 2022 prä-
sentierten die Staats- und Regierungschefs eine „gemeinsame Vision für 
2030“. Im Kern sieht die erneuerte Partnerschaft im Rahmen des Afrika-
Europa-Investitionspakets bis zu 150 Milliarden Euro für Investitionen im 
Bereich Energie und grüner Wandel vor – als Teil der Global-Gateway-Stra-
tegie der EU. Grundlage dafür ist die Afrika-Strategie der Europäischen 
Kommission vom März 2020, die engere Beziehungen durch fünf unter-
schiedliche Partnerschaften vorschlägt: 

1) für den grünen Wandel und den Zugang zu Energie

2) für die digitale Transformation

3) für nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung

4) für Frieden und gute Regierungsführung und 

5)  für Migration und Mobilität. Die vorliegende Studie befasst sich mit 
dem ersten Bereich, dem grünen Wandel und der Energiekooperation.

Markus Ferber, MdEP 
Vorsitzender der  
Hanns-Seidel-Stiftung



A K T U E L L E  A N A L Y S E N  9 8  | 3

Seit dem EU-AU-Gipfel 2022 hat sich die Welt jedoch dramatisch ver-
ändert. Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die globalen Ener-
giemärkte erschüttert. Infolgedessen hat Europa seine jahrzehntelange 
Abhängigkeit von russischen fossilen Brennstoffen beendet und geht neue 
Partnerschaften mit anderen Akteuren ein, insbesondere auch in Afrika, 
um seine Energieversorgung zu sichern. Afrika verfügt über die reichsten 
Solarressourcen der Welt und hat enorme Kapazitäten für grünen Wasser-
stoff. Für die afrikanischen Länder bieten sowohl das neuerliche Interesse 
Europas an seinen fossilen und erneuerbaren Brennstoffen als auch da-
raus entstehende Investitionsmöglichkeiten ein erhebliches Potenzial – 
mit Chancen für die gewünschte Industrialisierung und Schaffung neuer, 
grüner Arbeitsplätze. 

Nicht zu übersehen sind dabei aber große Herausforderungen. Der Krieg 
in der Ukraine hat die ohnehin schon schwierige Ausgangslage, bedingt 
durch die globale Gesundheits- und Klimakrise, weiter erschwert. Dafür 
hat Afrika einen unverhältnismäßig hohen Preis zu zahlen. Deshalb ist es 
nur fair, wenn afrikanische Bedürfnisse in gleicher Weise wie europäische 
berücksichtigt werden. Beispielsweise hat fast die Hälfte aller Afrikaner 
keinen Zugang zu Elektrizität, das Problem der Energiearmut muss des-
halb dringend angegangen werden. Zudem erfordert die innerafrikanische 
Vielfalt einen differenzierteren Ansatz, um bestehende Herausforderun-
gen, aber auch Chancen zu erkennen und die richtigen politischen Antwor-
ten zu finden.

In einer zunehmend fragmentierten geopolitischen Landschaft brauchen 
Afrika und die EU einander. Dazu liefert die vorliegende Studie wertvolle 
Hintergrundinformationen und Anregungen. Sie analysiert die Bedürf-
nisse und Interessen sowohl der EU als auch Afrikas, erörtert bestehen-
des politisches Handeln und politische Instrumente. Sie gibt zahlreiche 
Empfehlungen, wie beides angepasst und weiterentwickelt werden kann, 
um durch Kooperation in der Klima- und Energiepolitik Vorteile für beide 
Seiten zu erzielen.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 
 
 
 ///
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Ziele des Berichts

Die zugrundeliegende Untersuchung zielt darauf ab, die Bereiche in der 
Klima- und Energiepolitik zu identifizieren, in denen eine Zusammen-
arbeit in gemeinsamer Verantwortung möglich ist. Sie soll darüber hi-
naus darstellen, wie eine Partnerschaft letztendlich Vorteile für beide 
Seiten generieren kann. Insbesondere werden in diesem Bericht die 
globalen Herausforderungen untersucht, die sich in dieser besonderen 
Zeit beispielloser Klima-, Wirtschafts- und geopolitischer Krisen ergeben 
und vor deren Hintergrund politische Maßnahmen zur Unterstützung des 
ökologischen Wandels in Afrika und der EU umgesetzt werden. Dabei 
werden auch die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die Beziehungen 
zwischen der EU und Afrika beleuchtet. 

Des Weiteren werden die unterschiedlichen Wege analysiert, auf denen 
Afrika und die EU eine CO2-ärmere Zukunft erreichen wollen, und was ein 
variabler Wandel in afrikanischen Ländern bedeutet, der sowohl gesteuert 
als auch unterstützt werden muss. Die Herausforderungen und Risiken, 
die der Europäische Grüne Deal (EGD) für Afrika mit sich bringt, und wie 
diese unter Beachtung der Prinzipien von Klimagerechtigkeit und Fairness 
gehandhabt werden können, werden ebenfalls erörtert, ebenso wie die 
Wahrnehmung der Beziehungen und die Herausforderungen, die bei der 
Neuausrichtung der Partnerschaft in dieser Ära besonderer Volatilität und 
Veränderung bewältigt werden müssen. Die wichtigsten Ergebnisse und 
Empfehlungen des Berichts werden im Folgenden vorgestellt.

Wichtigste Ergebnisse

1.  Seit die Europäische Union im Juli 2019 zum ersten Mal ihre Idee des 
EGD präsentierte, der einen Masterplan für den Übergang zu einer kli-
maneutralen Zukunft darstellt, haben sich die Bedingungen erheblich 
verändert. Drei Jahre später ist die Umsetzung der Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit dem EGD mit einem ganz anderen Umfeld konfron-
tiert, das beiden Parteien ein Gefühl der Dringlichkeit vermittelt. Für 
die EU ist es dringend erforderlich, die Energieversorgung zu sichern 
und sich von der jahrzehntelangen Abhängigkeit von Russland zu lösen. 
Aber auch für Afrika ist eine Dringlichkeit gegeben. Die wirtschaftliche 
Lage der Länder ist nach drei Jahren Pandemie und Krieg katastrophal. 
Viele Länder sind hoch verschuldet. Die grüne Energiewende verspricht 

Kurzfassung
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eine Zukunft, die sich der Kontinent schon lange gewünscht hat: einen 
klar gezeichneten Weg zu einer umfassenden Industrialisierung. Aber 
langsam macht sich Erschöpfung breit. Allzu oft bereits wurde der Res-
sourcenreichtum des Kontinents verscherbelt, ohne dabei die für Afrika 
so wichtige und herbeigesehnte Entwicklung zu sichern. 

2.  Energiearmut in Afrika ist eine Realität und muss mit der gleichen Auf-
merksamkeit und Dringlichkeit behandelt werden wie die Energiesi-
cherheit in Europa. Fast die Hälfte aller Menschen in Afrika ist nicht 
an die Stromversorgung angeschlossen. 80 Prozent der afrikanischen 
Unternehmen haben regelmäßig mit Unterbrechungen der Stromzufuhr 
zu kämpfen. Sollten sich die derzeitigen Trends fortsetzen, wird es bis 
2030 mehr Menschen ohne Zugang zu Elektrizität geben als heute. Zwi-
schen 2015 und 2030 sind Investitionen in Höhe von 500 Milliarden 
Dollar erforderlich. Dieses Ziel bleibt jedoch unerreichbar. 

3.  Das wieder erstarkte Interesse der EU an afrikanischen fossilen Brenn-
stoffen steht im Widerspruch zu ihrer Politik der Beschleunigung des 
Übergangs zu nachhaltiger Energie. In den Köpfen der afrikanischen 
Partner entsteht so der Eindruck eines Konflikts, infolgedessen der EU 
Heuchelei und Doppelmoral vorgeworfen werden. Dies weckt in Afrika 
zudem Bedenken hinsichtlich des Problems gestrandeter Vermögens-
werte, also Vermögen, dessen Marktwert später wertlos wird. Darüber 
hinaus führen die steigenden Öl- und Gaspreise zu Verzerrungen auf 
dem Energiemarkt. Es wurde die Befürchtung geäußert, dass diese wei-
tere Anreize für Investitionen in fossile Brennstoffe schaffen könnten 
und der Weg in eine kohlenstofffreie Zukunft eher verlangsamt als be-
schleunigt.

4.  Mehrere neue EU-Verordnungen, darunter das CO2-Grenzausgleichssys-
tem (CBAM) und die „Farm to Fork“-Initiative in Verbindung mit den 
bereits bestehenden EU-Subventionen für Landwirte, benachteiligen 
Afrika. Dies liegt nicht zuletzt an den Auswirkungen auf den privile-
gierten Zugang afrikanischer Länder zum EU-Markt, der angesichts der 
Bedeutung der Landwirtschaft für die afrikanischen Volkswirtschaften 
lebenswichtig ist. Diese Verordnungen werden jedoch zu einer Zeit er-
lassen, in der Afrika als Partner bei der Suche der EU nach zusätzlichen 
fossilen Brennstoffen zur Sicherung ihrer Energieversorgung begehrt 
ist, was den Eindruck einer ungleichen Behandlung der EU-Interessen 
gegenüber den Interessen Afrikas verstärkt. Darüber hinaus wurde das 
150-Milliarden-Euro-Investitionspaket für das Global-Gateway Afri-
ka-Europa (GG) sowohl von europäischen als auch von afrikanischen 
Interessenvertretern heftig kritisiert, da es an Transparenz und Einbe-
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ziehung mangelt und keine Klarheit über die bislang finanzierten oder 
laufenden Projekte geschaffen wird. 

5.  Auch wenn Afrikas CO2-Fußabdruck klein ist, sind die afrikanischen 
Länder besonders stark von den Auswirkungen des Klimawandels be-
troffen. Dennoch werden Länder mit niedrigem Einkommen, die höhere 
Zuschüsse und konzessionäre Kredite benötigen, bei den Verfahren der 
Europäischen Investitionsbank (EIB) benachteiligt. Ein größerer Anteil 
der EU-Klimafinanzierung wird in die öffentliche Entwicklungszusam-
menarbeit (ODA) integriert. 

6.  Die Unterstützung der Ambitionen Afrikas auf eine klimaneutrale in-
dustrialisierte Zukunft ist ein strategischer Gewinn für die EU. Ange-
führt von den USA setzen sich die Bemühungen um eine Abkopplung 
von China fort. Die Unternehmen suchen zunehmend nach Möglichkei-
ten, sich im Rahmen von „Friendshoring“ zu engagieren. Afrikas Nähe 
zu Europa bietet in dieser Hinsicht Chancen. Investitionen in Afrika 
werden den Klimazielen der EU dienen und die Abkopplung der EU von 
China in strategischen Industrien fördern. Gleichzeitig wird die Wett-
bewerbsfähigkeit gegenüber US-Unternehmen verbessert. Ein stabiles 
und wohlhabendes Afrika dient den Interessen Afrikas und der EU. Al-
lerdings muss die EU ihren Worten Taten folgen lassen, um die afrika-
nischen Ambitionen und die Erwartungen an eine echte Partnerschaft 
zu erfüllen. 

Empfehlungen

1.  Das Entwicklungsmandat der EU-Afrika-Kooperation im Rahmen von 
Global Gateway sollte neu definiert werden. Es sollten Listen der Pro-
jekte und der zugewiesenen Finanzmittel veröffentlicht, die Transpa-
renz der Governance-Regelungen verbessert und eine gleichberechtigte 
Beteiligung europäischer und afrikanischer Akteure ermöglicht werden.

2.  Es empfiehlt sich, Anreize für Investitionen von EU-Unternehmen in mi-
neralienreichen afrikanischen Ländern zu schaffen, als Teil der Gegen-
maßnahmen der EU zu den im Inflation Reduction Act (IRA) enthaltenen 
grünen Subventionen der USA. Es muss sichergestellt werden, dass Af-
rika in die Diskussionen über neue Technologien, in frühe Forschungs-
phasen und in die Festlegung von Standards einbezogen wird. EU-Kli-
maforschungsfonds wie das 95,5 Milliarden Euro schwere Programm 
Horizont Europa sollten zur Förderung geeigneter, an die Umwelt- und 
Entwicklungsprioritäten Afrikas angepasster Forschungs- und Ausbil-
dungsmaßnahmen im Bereich grüner Technologien eingesetzt werden.
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3.  Es ist die Entwicklung eines Rahmens für differenzierte Richtlinien und 
Strategien für den ökologischen Wandel in Afrika nötig. Diese müssen 
speziell auf die unterschiedlichen Ressourcenausstattungen, Bedürf-
nisse und Fähigkeiten des Kontinents ausgerichtet sein.

4.  Der Anteil von Zuschüssen und konzessionären Krediten muss erhöht 
und die Kreditvergabepolitik der EIB und der EBWE überprüft wer-
den, um die klimabezogenen Bedürfnisse der einkommensschwachen 
Länder in Afrika zu unterstützen. Mechanismen zur Mobilisierung von 
Kapital aus dem Privatsektor für das Management von Natur und Öko-
systemen sollten erwogen werden. Es empfiehlt sich eine Finanzierung 
von Programmen für umweltfreundliche KMU und Arbeitsplätze mit 
einem Schwerpunkt auf Jugend, Frauen und Mädchen. Erforderlich ist 
eine Unterstützung der nationalen Klimabeiträge und der Anpassungs-
pläne der afrikanischen Länder.

5.  Die Bemühungen der EU sollten durch einen multilateralen Ansatz für 
die Entwicklung Afrikas ergänzt werden. Zur Umsetzung des ökologi-
schen Wandels, der von den Vereinten Nationen, der Weltbank, dem 
IWF und anderen multilateralen Institutionen sowie den anderen glo-
balen Partnern Afrikas unterstützt wird, empfiehlt es sich, ein umfang-
reiches Rahmenwerk unter afrikanischer Führung zu etablieren. Die 
multilaterale Zusammenarbeit im internationalen Finanzwesen sollte 
abgestimmt werden, um Risikominderungsinstrumente für Währungs- 
und Offtaker-Risiken (ausbleibende Zahlungen) zu standardisieren, 
genauso wie die Nutzung der Kapitalmärkte zur Kanalisierung institu-
tioneller Investitionen zur Unterstützung der Energiewende in Afrika.

6.  Empfehlenswert ist die Einrichtung einer multilateralen „Grünen Bank“ 
aufbauend auf der Bridgetown-Initiative. Das Startkapital hierfür könn-
te durch den IWF und durch Mitnahmeeffekte bei den Ölgesellschaften 
generiert werden, um den auf der 27. UN-Klimakonferenz vereinbarten 
„Loss-and-Damage“-Mechanismus zu unterstützen.

7.  Um den Pool an Finanzmitteln zu vergrößern, der den Ländern für An-
passungs- und Resilienzlösungen und den Übergang zu einer Zukunft 
mit niedrigem CO2-Ausstoß zur Verfügung steht, empfiehlt sich das Hin-
wirken auf eine klimarelevante und gerechte globale Steuer auf Flug-
reisen und Schweröle in der Schifffahrt sowie die Nutzung von Anteilen 
aus CO2-Steuern (wie CBAM).
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Teil I: Kontext

In dieser Ära zahlreicher Krisen, einer globalen Pandemie, eines Krieges in 
Europa und den im Hintergrund stets lauernden Gefahren des Klimawan-
dels wird im Rahmen der Partnerschaft zwischen der Europäischen Union 
(EU) und Afrika für beide Seiten die Frage der Energieversorgung und des 
ökologischen Wandels immer dringlicher. Für die EU besteht die Dringlich-
keit darin, die Energieversorgung zu sichern und sich von der jahrzehnte-
langen Abhängigkeit von Russland zu lösen und gleichzeitig den Übergang 
hin zur Klimaneutralität zu beschleunigen. Diese Dringlichkeit hat lang-
fristige Ziele gegen kurzfristige Notwendigkeiten ausgespielt und in Afrika 
Besorgnis ausgelöst. Auch Afrika sieht sich in dieser Ära der Spannungen 
und des Umbruchs mit Dringlichkeit und einer gewissen Verdrossenheit 
konfrontiert: Dringlichkeit, weil die Energiewende eine Zukunft verspricht, 
die sich der Kontinent wünscht – einen klar vorgezeichneten Weg zur In-
dustrialisierung und damit zur Schaffung „grüner“ Arbeitsplätze, um die 
Nachfrage einer wachsenden Zahl von Arbeitskräften zu befriedigen. 

Es herrscht der Eindruck, dass dieser Moment genutzt werden muss. Dies 
setzt jedoch voraus, dass Afrikas Partner, einschließlich der EU, sich so-
wohl an dieser Vision als auch an den zu ihrer Unterstützung erforderlichen 
Maßnahmen ausrichten. Das ist der Grund für die Verdrossenheit. Allzu oft 
hat der afrikanische Ressourcenreichtum nicht zu der Entwicklung geführt, 
die die Menschen in Afrika brauchen. Afrika ist nach wie vor der am wenigs-
ten entwickelte Kontinent der Welt. Es ist jedoch spürbar, dass Afrika mit 
größerer Entschlossenheit die für eine bessere Zukunft benötigten Chancen 
erkennen und ergreifen will. Das Streben nach Energiesicherheit in der EU 
unterstreicht die Dringlichkeit, auf die anhaltende Energiearmut in Afrika 
zu reagieren. Die Beziehungen werden auf eine harte Probe gestellt, wenn 
es darum geht, die beiderseitigen Vorteile für Afrika und Europa unter ei-
nen Hut zu bringen. Doch diese neue Phase der Beziehungen und ihre Rah-
menbedingungen bergen das Potenzial, die Partnerschaft ausgewogener 
und gerechter zu gestalten. In dieser zerrissenen geopolitischen Landschaft 
braucht Afrika alle seine Freunde. Gleiches gilt für die EU.

1.  Pandemie, Krieg und eine  
brüchige geopolitische Landschaft

Als die EU im Juli 2019 zum ersten Mal ihre Idee des Europäischen Grünen 
Deals (EGD) präsentierte, konnte kaum jemand die sich abzeichnenden 
Beeinträchtigungen in allen Aspekten des täglichen Lebens vorhersehen. 



D I E  B E Z I E H U N G E N  Z W I S C H E N  D E R  E U  U N D  A F R I K A

A K T U E L L E  A N A L Y S E N  9 8  | 13

Das Bestreben der EU, bei der Bewältigung der Klimakrise eine führende 
Rolle zu spielen, wurde in einer Reihe von Initiativen vorgestellt. Diese 
reichten von neuen Standards für Energie, Ressourcennutzung und Effi-
zienz über die Entwicklung neuer Technologien bis hin zur Schaffung von 
Zukunftsmärkten. Zusammen zeichnen sie ein Bild des Übergangs der EU 
zu einer kohlenstoffarmen, nachhaltigen Zukunft und repräsentieren die 
Vision der EU für ihre Zukunft und die Qualität der Beziehungen, die sie 
durch verschiedene Partnerschaften unterstützt. Die politischen Maßnah-
men und die Instrumente werden alle Aspekte des wirtschaftlichen Lebens 
in der EU und das ihrer Bürger durchdringen. Sie werden sich nicht nur 
auf die Binnenmärkte und die Lebensweise in der EU auswirken. Einige 
Maßnahmen wie zum Beispiel das CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) 
werden darüber hinaus auch Auswirkungen auf die Handelspartner der EU 
haben. In seiner äußeren Dimension definiert der EGD in Bezug auf den 
ökologischen Wandel und die Energiewende – einer der Pfeiler der 2020 
beschlossenen umfassenden EU-Afrika-Partnerschaft – de facto Leitlinien 
für die Beziehungen Europas mit Afrika.

Etwa drei Jahre später haben sich die Bedingungen für die Umsetzung des 
Green Deal erheblich verändert. Eine globale Pandemie, die gegen Ende 
des Jahres 2019 ihren Anfang nahm, gefolgt von einem Krieg in Europa als 
Folge des russischen Einmarsches in der Ukraine am 24. Februar 2022, 
haben die Weltwirtschaft in mehrfacher Hinsicht erschüttert. Globale Ver-
sorgungswege wurden unterbrochen, die Inflation hat in vielen Ländern 
ein 40-Jahres-Hoch erreicht und die Energie- und Ernährungssicherheit ist 
in Gefahr. Die Weltbank (WB) hat festgestellt, dass die drei größten Volks-
wirtschaften der Welt, die der USA, Chinas und der EU, in dieser von Krisen 
geprägten Zeit ins Stocken geraten sind.1 Die Prognosen für die globale 
Wirtschaftsleistung wurden auf 3,2 Prozent im Jahr 2022 und auf 2,7 Pro-
zent im Jahr 2023 gesenkt.2 

In mehreren Teilen der Welt, insbesondere im Globalen Süden, sind die 
Staatsverschuldung und die zunehmende Armut ein großes Problem. Die-
se Schuldenproblematik ist wichtig, da sie erhebliche Auswirkungen auf 
die Bedingungen hat, unter denen der ökologische Wandel stattfinden soll. 
Vor der Covid-19-Pandemie verzeichneten die meisten afrikanischen Län-
der Haushaltsdefizite von über drei Prozent.3 Durch die Pandemie und den 
Krieg in der Ukraine hat sich die Situation weiter verschlechtert. Drei Jahre 
steigender Verschuldung lassen wenig finanziellen Spielraum und machen 
es schwierig, konkurrierende Probleme zu priorisieren. Zu diesen zählen die 
Rückzahlung der Schulden, die weitere Bewältigung der Pandemie sowie 
die Erfüllung der Klimaverpflichtungen im Zusammenhang mit dem Überein-
kommen von Paris und den Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs). 
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Die afrikanischen Länder wurden zwar von der Weltbank und dem Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) ermutigt, zur Bewältigung der Folgen 
von COVID-19 Kredite aufzunehmen, sie erhielten jedoch deutlich weni-
ger Unterstützung als nötig oder erwartet. Instrumente wie das Schulden-
moratorium („Debt Service Suspension Initiative“, DSSI) erreichten nicht 
das erforderliche Ausmaß. Eine Gruppe von 69 Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen, viele davon in Afrika, hat „dieses Jahr 62 Milliarden 
Dollar für öffentliche Schulden gezahlt, was einem Anstieg von 35 % gegen-
über 2021 entspricht“.4 Ihre gemeinsamen Schulden sind von 767 Milliar-
den Dollar im Jahr 2019 auf 948 Milliarden Dollar im Jahr 2021 gestiegen.5 

Wichtige Ressourcen werden von essenziellen Ausgaben für Gesundheit, 
Bildung, sauberes Wasser, Wohnraum und sozialen Schutz abgezogen. 
Dies birgt zusätzliche Risiken für gefährdete Bevölkerungsgruppen.6 Im 
Herbst 2022 schätzte die Weltbank, dass fast 60 Prozent der einkommens-
schwachen Länder „ein hohes Risiko laufen, in eine Verschuldungsnotlage 
zu geraten oder bereits davon betroffen sind“.7 

Die Menschen in Afrika betrachten den Krieg in der Ukraine, für den sie 
einen unverhältnismäßig hohen Preis zahlen, als nicht in ihrem Interesse. 
Er folgt direkt auf die Pandemie, bei der die weithin erwartete Führung 
und Unterstützung durch reiche, westliche Länder ausblieb. Stattdessen 
kam die frühe Unterstützung in Form von lebenswichtigen medizinischen 
Gütern und Impfstoffen aus China, Indien und Russland. Die europäischen 
Bemühungen, zum Beispiel im Zusammenhang mit der COVAX-Initiative, 
erfolgten zu spät. Die Unterbrechungen der globalen Wertschöpfungs-
ketten haben sich während des Krieges nur weiter verschärft und wurden 
durch die westlichen Sanktionen gegen Russland noch verschlimmert. Die 
EU, die USA und die westlichen Verbündeten hat der Krieg in der Ukraine 
in ihrer wertebasierten Allianz gegen einen gemeinsamen Feind zusam-
mengeschweißt und dieser neues Leben eingehaucht. Die übrige Welt, 
einschließlich der Mehrheit der Länder Afrikas, Lateinamerikas, Asiens 
und des Nahen Ostens, sah jedoch in großen Teilen davon ab, Sanktionen 
gegen Russland zu verhängen. Sie müssen in einem Konflikt Entscheidun-
gen treffen, an dem sie nicht beteiligt sind und entscheiden sich für Neut-
ralität. Sogar die G20 sind in dieser Angelegenheit gleichmäßig gespalten, 
entlang eines Nord-Süd-Gefälles.8 

Die Entscheidung, sich nicht auf eine Seite zu stellen, ist auch strategischer 
Natur. Während der Anteil der EU und der USA am weltweiten Wohlstand 
und an der Wirtschaftsleistung weiter sinkt,9 wächst der Anteil der übrigen 
Welt weiter an, einschließlich der asiatischen Giganten China und Indien 
und regionaler Akteure wie Brasilien, Indonesien, der Türkei, Südafrika 
und andere. Diese Länder verwandeln ihren wirtschaftlichen Reichtum in 
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politische Macht auf der Weltbühne und bieten den Ländern des globalen 
Südens eine größere Auswahl an Möglichkeiten.10 Letztere konzentrieren 
sich darauf, bilaterale und multilaterale Beziehungen so auszubalancieren 
und zu gestalten, dass sie ihren eigenen Interessen dienen. „Um sich abzu-
sichern und ihre Interessen zu schützen, vertiefen sie ihre Allianzen in ein-
deutig nicht-westlichen multilateralen Gruppierungen wie der Shanghaier 
Organisation für Zusammenarbeit (SCO) und den BRICS, die ursprünglich 
aus Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika bestanden, jetzt aber 
in einer BRICS+-Konfiguration erweitert wurden.“11 

Die Welt wird in zwei Blöcke geteilt, was durch die Auswirkungen des 
Krieges und der Sanktionsregelungen gegen Russland noch verstärkt wird. 
In diesem Prozess wird die Globalisierung, jahrzehntelang der Eckpfeiler 
für globalen Wohlstand und Stabilität, zurückgedrängt, da „De-SWIFTing“ 
und „Friendshoring“ immer mehr Teil der neuen Realität sind. Die EU-Af-
rika-Partnerschaft ist nicht von der aktuellen Geopolitik isoliert. Die zer-
rissenen, uneinigen Beziehungen zwischen dem Westen und einem Groß-
teil der übrigen Welt sowie die stagnierende Entwicklung des Kontinents 
haben die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass Afrika seine Interessen 
in den Gesprächen mit der EU über den ökologischen Wandel deutlicher 
zum Ausdruck bringt.

2.  Herausforderungen für Afrika:  
Agenda 2063 und Pariser Abkommen 

Es besteht weitgehende Einigkeit darüber, dass als Reaktion auf die Kli-
makrise Anpassungs-, Resilienz- und Eindämmungsmaßnahmen erwogen 
werden müssen, und zwar gleichzeitig mit der Planung des ökologischen 
Wandels und einer de-karbonisierten oder kohlenstoffarmen zukünftigen 
Welt. Dies erfordert einen gesamtwirtschaftlichen Ansatz, der wirtschaft-
liche Aktivitäten, die Entwicklung der Infrastruktur, die Nutzung von Land 
und Rohstoffen, die biologische Vielfalt und Ökosysteme sowie den Über-
gang zu einem energieeffizienten und resilienten städtischen Umfeld um-
fasst. 

Dieser Ansatz steht im Einklang mit dem des EGD der EU. Für Afrika ist dies 
eine Gelegenheit, sein Entwicklungsparadigma neu zu gestalten: weg vom 
derzeitigen Status quo der starken Abhängigkeit von der Ressourcennut-
zung und -gewinnung hin zu einem Paradigma, das auf den Grundsätzen 
der generationsübergreifenden Nachhaltigkeit sowie auf den Idealen von 
Gleichheit, Gerechtigkeit und Einbeziehung beruht. Dies erfordert, dass 
Initiativen zur Unterstützung der zukünftigen Entwicklung Afrikas auf die 
Prioritäten des Kontinents abgestimmt werden. Es bedeutet auch, dass 
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sich die Qualität der Beziehungen zwischen Afrika und seinen Partnern, 
einschließlich der EU, ändern muss. Sie sollten sich nicht länger auf reine 
Rohstoffindustrien konzentrieren, sondern ihren Fokus auf solche Bereiche 
legen, in denen ein Mehrwert geschaffen wird. Bei der Vorbereitung auf 
diese neue Ära der Industrialisierung wird Afrika proaktiv agieren müssen, 
um mit seinen Partnern zu verhandeln und so seine Interessen zu sichern.

2.1  Die Problemstellung für Afrika

Afrika ist eine der Regionen der Welt, die durch die Auswirkungen des 
Klimawandels am stärksten gefährdet sind. Dies liegt an den „biophysi-
kalischen Merkmalen des Kontinents und den vielfältigen Ökosystemen, 
Landschaften und Wettersystemen“. Diese werden durch eine Reihe von 
sozioökonomischen Merkmalen ergänzt, welche die Anfälligkeit des Kon-
tinents noch verschärfen.12 Mit mehr als 17 Prozent der Weltbevölkerung 
liegt der Beitrag Afrikas zu den Treibhausgasemissionen bei weniger als 
4 Prozent. Der kenianische Präsident stellte in seiner Eigenschaft als Ko-
ordinator des Ausschusses der afrikanischen Staats- und Regierungschefs 
zum Klimawandel (CAHOSCC) fest: „Afrikas besondere Bedürfnisse und 
Umstände müssen anerkannt werden und als Grundlage für die Klimahilfe 
für unsere Region dienen. Wir brauchen eine deutliche Aufstockung der 
Klimafinanzierung, und diese Finanzmittel müssen leichter zugänglich 
sein. Wir müssen uns stärker auf die Anpassung konzentrieren, und diese 
Anpassung muss finanziert werden.“13 Die Afrikanische Entwicklungsbank 
(AfDB) hat prognostiziert, dass Afrika bis zum Jahr 2030 Investitionen in 
Höhe von drei Billionen Dollar benötigt, um die in den Nationalen Klima-
beiträgen (NDCs) des Kontinents festgelegten Klimaschutz- und Anpas-
sungsziele zu erreichen.14

Der UN-Bericht über den Zustand des Klimas in Afrika (2019) schätzt, dass 
der Klimawandel den Kontinent bis 2030 jedes Jahr 40 Milliarden US-Dol-
lar kosten wird.15 Die durch den Klimawandel verursachte Sterblichkeits-
rate „ist 60 bis 80 Prozent höher als in der nächstgefährdeten Region 
(Südostasien), was auf die bestehende Anfälligkeit und die geschwächte 
Fähigkeit Afrikas zurückzuführen ist, sich an die Auswirkungen des Klima-
wandels anzupassen“.16 Der Kontinent leidet zudem unter den Auswirkun-
gen seiner starken Abhängigkeit von natürlichen Ressourcen, einer gro-
ßen Abhängigkeit von der auf Regen angewiesenen Landwirtschaft, weit 
verbreiteter Armut und Ungleichheit, einem hohen Maß an Aktivitäten 
im informellen Sektor, einem Mangel an alternativen Lebensgrundlagen, 
einem niedrigen Bildungs- und Qualifikationsniveau, einem unzureichen-
den Zugang zur medizinischen Grundversorgung sowie einem ungleichen 
Zugang zu Krediten und finanziellen Ressourcen.17 65 Prozent der Bevölke-
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rung sind bei der Nahrungsmittelproduktion von der Subsistenzwirtschaft 
abhängig. Auf Afrika werden vom prognostizierten Anstieg der Unterer-
nährung weltweit 54 Prozent entfallen.18 Darüber hinaus wächst Afrikas 
Bevölkerung. Bis 2050 werden auf dem Kontinent 25 Prozent der Weltbe-
völkerung leben. Die Produktivität in der Landwirtschaft wird zur Deckung 
des Nahrungsmittelbedarfs der Bevölkerung im Jahr 2050 um 50 Prozent 
steigen müssen.19 

Im Strategie- und Aktionsplan für Klimawandel und widerstandsfähige 
Entwicklung (2022-2032) (CCRDS) der Afrikanischen Union (AU) werden 
ein nachhaltiger inländischer Energieverbrauch und die Erzeugung erneu-
erbarer Energien als Schlüssel zu einer emissionsarmen und klimaresis-
tenten Zukunft genannt. Während der Zugang zu einer zuverlässigen und 
angemessenen Versorgung mit Elektrizität für die wirtschaftliche Entwick-
lung und die Sicherung des sozialen Wohlergehens von entscheidender 
Bedeutung ist, „hat fast die Hälfte aller Afrikaner in ihren Häusern keinen 
Zugang zu Elektrizität und 80 Prozent der afrikanischen Unternehmen ha-
ben regelmäßig mit Unterbrechungen der Stromversorgung zu kämpfen. 
Außerhalb Südafrikas muss die gesamte Energieerzeugung zur Deckung 
des Bedarfs bis 2030 mehr als verdreifacht werden“.20 Obwohl erneuer-
bare Energiequellen für die Deckung der Nachfrage von entscheidender 
Bedeutung sind und der Kontinent über eine Fülle von eben diesen verfügt, 
tragen Wind, Sonne, Biomasse und Erdwärme nur ein Prozent zur Versor-
gung bei. Die Wasserkraft trägt 22 Prozent zur Versorgung in Subsahara-
Afrika bei. In diesem Sektor gibt es noch Ausbaumöglichkeiten, für die 
zwischen 2015 und 2030 Investitionen in Höhe von 500 Milliarden Dollar 
erforderlich sind.21 Biomasse, vor allem Holzkohle und Holz, ist auf dem 
gesamten Kontinent die Hauptquelle für die häusliche Energieversorgung. 
Dies verstärkt die Auswirkungen der Umweltzerstörung und gefährdet die 
Gesundheit, insbesondere in ländlichen Gebieten.

Der CCRDS der AU ist auf mehrere globale Rahmenwerke abgestimmt, da-
runter die Agenda 2030 der Vereinten Nationen, das Sendai-Rahmenwerk 
für Katastrophenvorsorge und die Biodiversitätskonvention der UN. Er ist 
auch auf kontinentale Rahmenwerke abgestimmt, darunter die afrikani-
sche Agenda 2063 und Protokolle wie das Afrikanische Landwirtschafts-
entwicklungsprogramm, das Programm zur Entwicklung der Infrastruktur, 
die Strategie für Wissenschaft, Technologie und Innovation für Afrika, die 
Afrikanisch-Kontinentale Freihandelszone (AFCFTA), die Initiative zur Be-
schleunigung der industriellen Entwicklung in Afrika (AIDA), der Green 
Recovery Action Plan der AU und andere.22 Der CCRDS baut zudem auf 
Initiativen auf, die in mehreren regionalen Plänen enthalten sind. Dabei 
unterstreicht er die Notwendigkeit einer regionalen Zusammenarbeit und 
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effektiverer internationaler Partnerschaften. Er ist ein integraler Pfeiler zur 
Unterstützung der Vision des Kontinents für ein „integriertes, wohlhaben-
des und friedliches Afrika, das von seinen eigenen Bürgern angetrieben 
wird und eine dynamische Kraft auf der internationalen Bühne darstellt“, 
verankert im Herzen der Agenda 2063 des Kontinents.23 

Von großer Bedeutung ist der im CCRDS verankerte Fokus auf die Prin-
zipien der Klimagerechtigkeit, die von Afrika geschaffenen und in afrika-
nischem Besitz befindlichen Innovationen, die sozialen und kulturellen 
Werte, die Nutzung natürlicher Ressourcen, die Freisetzung des Potenzials 
erneuerbarer Energien und die Schaffung transformativer industrieller 
Wege in einem auf den Menschen ausgerichteten Ansatz, „der inklusiv 
ist, die Schwächsten an die Hand nimmt und ihnen einen gleichberech-
tigten Zugang zu den Möglichkeiten einer umweltfreundlichen Wirtschaft 
bietet“.24 Der im Juli 2021 ins Leben gerufene „Green Recovery Plan“ der 
AU ist ebenfalls Teil des politischen Rahmens und soll den Übergang des 
Kontinents zu einer grünen Volkswirtschaft steuern. Er konzentriert sich 
auf die Notwendigkeit, die Klimafinanzierung zu erhöhen, um die Energie-
wende, nachhaltige Ansätze für die Biodiversität, die Bewirtschaftung von 
Land, Wäldern und Ozeanen, eine widerstandsfähige Landwirtschaft sowie 
grüne und widerstandsfähige Städte zu unterstützen. 

2.2 Das Erreichen von SDG 7

Die Bewältigung der Klimakrise, der Übergang zu einer kohlenstoffarmen 
Zukunft, das Erreichen der SDG7-Ziele25 und die Überwindung der Energie-
armut, mit der die meisten Menschen in Afrika konfrontiert sind, erfordern, 
dass diese neue Ära der Industrialisierung in vollem Umfang genutzt wird. 
Auf diese Weise können die Prioritäten des Kontinents in Bezug auf die 
Entwicklung neuer Industrien, den Aufbau neuer Fähigkeiten und Arbeits-
plätze sowie den Zugang zu geeigneten Technologien unterstützt werden. 
Trotz seines großen natürlichen Reichtums haben die Ressourcen Afrikas 
nicht zu einem Entwicklungsniveau beigetragen, das den afrikanischen 
Bestrebungen, auch nach Wohlergehen, entspricht. Große Teile des Kon-
tinents sind nach wie vor wenig entwickelt. Viele afrikanische Kinder sind 
unterernährt. Im Jahr 2020 litten 58,5 Millionen an Wachstumsstörun-
gen.26 Afrika bleibt die einzige Region der Welt, in der die Armut zunimmt. 
Der Kontinent muss bestimmte Maßnahmen ergreifen um sicherzustellen, 
dass der ökologische Wandel und die Energiewende den Menschen in Afri-
ka zugutekommen.27 Einige dieser im Folgenden vorgestellten Maßnahmen 
sind eher eine Aussage darüber, was Afrika für sich selbst tun muss. Sie 
werden jedoch hier angesprochen, da sie zusätzliche Möglichkeiten für 
technische und andere Initiativen der EU zur Unterstützung der afrikani-
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schen Bemühungen bieten und die eher inhaltlichen Ausführungen in Teil 
IV dieses Berichts ergänzen.

Umgang mit variablen Effekten 

Die grüne Energiewende wird sich über den Kontinent hinweg unter-
schiedlich auswirken. Dieses Thema wird in den nachfolgenden Abschnit-
ten dieses Berichts ausführlicher behandelt. Die Bewältigung einer Reihe 
regionaler spezifischer Auswirkungen sollte im Mittelpunkt eines panaf-
rikanischen Plans stehen, der sich an den afrikanischen Grundsätzen der 
Energiegerechtigkeit, Gleichheit und Einbeziehung orientiert. Nordafrika-
nische Länder und andere Länder, die von fossilen Brennstoffen abhängig 
und die reich an kritischen Rohstoffen sind, oder in denen die Energie-
armut am stärksten ausgeprägt ist, werden alle unterschiedliche Instru-
mente, Maßnahmen und Plattformen benötigen, um den Übergang zu einer 
kohlenstoffarmen Zukunft zu bewältigen und deren Vorteile zu nutzen.

Konzeptentwurf für die Energiewende 

Obwohl regionale Gemeinschaften wie die ECOWAS beispielsweise den 
Aufbau regionaler Blöcke und interner Märkte erfolgreich unterstützt ha-
ben, müssen die afrikaweiten Bestrebungen, die in der African Mining 
Vision, dem Comprehensive African Development Programme on Agro-
Ecological Threats, der Pan-African Agenda on Ecosystem Restoration for 
Increased Resilience, der Agenda 2063 und anderen zuvor identifizierten 
kontinentalen und regionalen Initiativen festgehalten sind, mit Afrikas 
Plänen zur Bewältigung des ökologischen Wandels und der Energiewende 
in Einklang gebracht werden, um einen „gesamtwirtschaftlichen“ Ansatz 
sicherzustellen.28 Sektorspezifische Strategien in den Bereichen Landwirt-
schaft, Bergbau, Biodiversität und Kreislaufwirtschaft müssen ebenfalls 
überprüft werden.29 Eine Aktualisierung der Erhebungen über kritische 
Rohstoffe (CRM) und andere strategische Mineralien und Erze ist ebenfalls 
erforderlich, um so Bereiche für ausländische Direktinvestitionen (ADI) zu 
identifizieren.30 

Regulatorische Struktur für CRM und erneuerbare Energien

Überall auf dem Kontinent werden geeignete Gesetze für neue, energieeffi-
ziente Industrien benötigt. Als zu überprüfender Bereich wurde die Über-
arbeitung der Gesetze, Verordnungen und Strategien mit lokalem Inhalt 
ausgemacht, um den Besonderheiten von CRM und dem Übergang zu koh-
lenstoffarmen Industrien Rechnung zu tragen.31 Zur Sicherstellung der An-
wendung der besten Vorgehensweisen müssen zudem die verschiedenen 
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Systeme des internationalen Vertragsrechts überprüft werden. So können 
ausländische und einheimische Investoren Vertrauen fassen und afrikani-
sche Interessen bleiben gewahrt.

Engagement im Privatsektor

Dies ist eine Gelegenheit für den afrikanischen Kontinent, vorhandene 
Arbeitskräfte zu sondieren, um die Kompetenzen und den Arbeitskräfte-
bedarf zu ermitteln, die für die Unterstützung neuer grüner Industrien er-
forderlich sind. Die Zusammenarbeit zwischen afrikanischen und EU-Un-
ternehmensgruppen im privaten Sektor wäre in dieser Hinsicht nützlich. 
Der Dialog zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor über die 
erforderlichen Investitionen und neuen Finanzierungsinstrumente kann 
von der Afrikanischen Entwicklungsbank und der Afrikanischen Import-Ex-
port-Bank mit den Konsortien des privaten Sektors koordiniert werden, um 
deren Beitrag zur Gestaltung und Förderung neuer politischer Instrumente 
und Finanzierungsplattformen sicherzustellen.

Einbindung afrikanischer Bürger und Unternehmen

Berichten zufolge „liegt die durchschnittliche nationale Klimakompetenz-
rate in Afrika bei nur 39 Prozent, mit großen Unterschieden innerhalb und 
zwischen den Ländern.“32 Dies gilt als ein Hindernis für die Nutzung des 
Potenzials der grünen Wende zum Vorteil der Afrikaner und für die Ent-
wicklung finanzierbarer Projekte. Afrikanische Denkfabriken, Universitäten 
und Handelskammern, Nichtregierungsorganisationen und die Zivilgesell-
schaft spielen alle eine wichtige Rolle im Diskurs über den Übergangspro-
zess. Sie müssen sicherstellen, dass dieser Prozess stets den afrikanischen 
Werten, Normen und Traditionen entspricht, dass die Art der Beziehung zu 
externen Partnerschaften berücksichtigt wird und dass die Afrikaner von 
diesem Prozess profitieren. 
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1. Der politische Rahmen für den ökologischen Wandel 

Die Wahrnehmung der Ungleichheit in den asymmetrischen Machtverhält-
nissen innerhalb der EU-Afrika-Partnerschaft bleibt bestehen.33 Der EU 
wird von Zeit zu Zeit vorgeworfen, sie verfalle in eine „Macht-hat-Recht“-
Mentalität und lege einen Mangel an politischem Ehrgeiz an den Tag, wenn 
es darum geht, Afrikas Wunsch nach größeren Kompetenzen in der Fer-
tigung und Industrie zu unterstützen.34 Der Übergang zu einer umwelt-
freundlichen Wirtschaft bietet jedoch die Gelegenheit, die Beziehungen 
neu zu gestalten und sie auf eine gleichberechtigtere Basis zu stellen, die 
den Prioritäten beider Partner gerecht wird. Die EU benötigt zur Unterstüt-
zung ihrer grünen Wende Zugang zu den reichhaltigen Ressourcen Afrikas, 
ihres nächsten kontinentalen Nachbarn – ein Faktor, der angesichts der 
derzeitigen Unterbrechungen der Lieferketten von besonderer Bedeutung 
ist. Afrika braucht Kapitalinvestitionen, um das Potenzial seines Rohstoff-
reichtums zu erschließen, seine Zukunft zu sichern und den wirtschaftli-
chen Strukturwandel des Kontinents voranzutreiben. Eine neue Ära der 
Industrialisierung hin zu Industrien mit geringen CO2-Emissionen bietet 
eine solide Chance auf Gewinne für beide Seiten. Die Pläne für die Zukunft 
müssen jedoch sorgfältig ausgearbeitet, gemeinsam vereinbart, gerecht 
und fair sein. 

Darüber hinaus wird die Beziehung zwischen der EU und Afrika durch ver-
schiedene Rahmenwerke definiert. Zum einen durch die AU-EU-Strategie, 
die die afrikanischen Länder südlich der Sahara einbezieht. Zum anderen 
durch die Beziehungen der EU zu den überwiegend arabischen Ländern 
Nordafrikas mit der Strategie für den Nahen Osten und Nordafrika (Middle 
East and North Africa [MENA]). Die Beziehungen zwischen der EU und Af-
rika werden auch durch den Team-Europe-Ansatz zum Ausdruck gebracht. 
Dieser umfasst die EU und ihre Mitgliedsstaaten, einschließlich ihrer Ent-
wicklungsbanken und Umsetzungsorgane, sowie die Europäische Investi-
tionsbank (EIB) und die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (EBWE). Für alle afrikanischen Länder ist die Partnerschaft wichtig, 
auch wenn die Beziehungen zur EU und ihren Mitgliedsstaaten nicht von 
der aktuellen geopolitischen Lage und den Spannungen in einer der kon-
fliktreichsten Phasen seit dem Ende des Kalten Krieges isoliert werden 
können. Ein übergeordnetes Anliegen der Länder, ob in Nord- oder Subsa-

Teil II: EU-Afrika: Ökologischer Wandel  
und energiepolitischer Rahmen
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hara-Afrika, ist es jedoch, bei der Verfolgung regionaler oder bilateraler In-
teressen im Rahmen der Partnerschaft „nicht miteinander zu konkurrieren 
und die afrikanischen Interessen nicht zu untergraben“.35 

1.1  Partnerschaft zwischen AU und EU

Sowohl die Umfassende Strategie der EU mit Afrika (2020) mit ihrer Säule 
„Die Grüne Wende und der Zugang zu Energie“ als auch die Gemeinsame 
Vision für 2030, die von den Staats- und Regierungschefs am 17. und 18. 
Februar 2022 auf dem sechsten Gipfeltreffen zwischen der EU und der Af-
rikanischen Union (AU) formuliert wurde, definierten Klima- und Umwelt-
fragen als Schlüsselelemente ihrer Zusammenarbeit. Während des Gipfels 
kündigten die Staats- und Regierungschefs das „Global Gateway“ (GG) ein 
150 Milliarden Euro schweres, afrikanisch-europäisches Investitionspaket 
zur Unterstützung von Energiewende und ökologischem Wandel sowie ein 
gemeinsames Ziel für 2030 und die AU-Agenda 2063 an. 

Die Ziele der Partnerschaft sind „Solidarität, Sicherheit, Frieden und nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung und Wohlstand für die Bürger der bei-
den Unionen, heute und in Zukunft.“36 Die gemeinsame Vision zielt darüber 
hinaus auf die Förderung gemeinsamer Prioritäten und die Beseitigung von 
Ungleichheiten ab. Elemente der Agenda, die die Auswirkungen des Klima-
wandels, die grüne Wende und nachhaltige Gemeinschaften miteinander 
verbinden, wurden auf dem zweiten Treffen der Afrika-EU-Energiepartner-
schaft (AEEP) am 7. September 2022 weiter ausgearbeitet, um das „grüne 
Gateway zwischen Afrika und Europa“ vor der COP27 voranzubringen.37

Am 14. Oktober 2022 vereinbarten die EU und die USA die Verstärkung 
ihrer Zusammenarbeit zur Förderung der nachhaltigen Energieversorgung 
in Subsahara-Afrika. Zu diesem Zweck versprachen sie, „das reichhaltige 
Potenzial des Kontinents an erneuerbaren Energien besser auszuschöp-
fen und den lokalen Zugang zu erschwinglicher grüner Energie zu verbes-
sern“.38 Die Zusammenarbeit sieht die Unterstützung von Projekten wie 
dem African Continental Power System Masterplan und einer Reihe von 
Vorzeigeprojekten vor, um so öffentliche Ressourcen zu mobilisieren und 
Investitionen des Privatsektors zu fördern. Klima- und Energiefragen so-
wie der Aufbau widerstandsfähigerer Gemeinschaften werden zunehmend 
gemeinsam und untrennbar betrachtet. 

Die Afrika-Europa-Allianz für nachhaltige Investitionen und Arbeitsplätze 
gilt als Schlüssel zur Unterstützung von Afrikas Fortschritt hin zu einer grü-
nen und kreislauforientierten Wirtschaft. Weitere Schwerpunkte sind die 
Schließung der Lücke beim Zugang zur Energieversorgung in Afrika und 
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die NaturAfrica-Initiative zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen in grünen Sektoren. Viele afrikanische Län-
der haben Strategien für nachhaltiges Wachstum verabschiedet. Schritte 
zur Schaffung grüner Arbeitsplätze39 werden derzeit vor allem in den ost- 
und südostafrikanischen Ländern unternommen, insbesondere in Malawi, 
Kenia, Mauritius, Südafrika, Tansania, Uganda, Sambia und Simbabwe. Es 
sind jedoch noch weitere Anstrengungen erforderlich, um die Aktivitäten 
auf den gesamten Kontinent auszuweiten.40 

1.2  MENA-EU-Rahmenwerk 

Die Zusammenarbeit der EU mit den nordafrikanischen Ländern erfolgt 
über das MENA-Rahmenwerk sowie über die Plattform der südlichen Nach-
barschaft im Rahmen der Union für den Mittelmeerraum (UfM). Die nordaf-
rikanischen Länder Ägypten, Algerien, Tunesien und Marokko, die über eine 
Vielzahl von Energieressourcen verfügen, sehen sich selbst als Vermittler 
in den Beziehungen zwischen Afrika und der EU. Marokko zum Beispiel hat 
auf dem Höhepunkt der COVID-19-Pandemie erheblich in den Ausbau der 
Hafen- und der unterstützenden Infrastruktur investiert, um seinen Status 
als „Tor“ nach Afrika zu stärken. Die 2008 ins Leben gerufene UfM um-
fasst die nördlichen, östlichen und südlichen Regionen des Mittelmeers. 
Sie fördert die wirtschaftliche Zusammenarbeit und Integration und um-
fasst die EU-27 sowie fünfzehn Länder (darunter die bereits erwähnten af-
rikanischen Länder). Ziel ist die Schaffung eines integrierten Energiemarkts 
im Mittelmeerraum, der sich auf regionale Energieplattformen für Erdgas, 
Strommärkte, erneuerbare Energien und Energieeffizienz stützt.41 

Der MENA Europe Future Energy Dialogue, der im Juni 2022 stattfand, er-
gänzt die Initiativen zur Energiezusammenarbeit im Mittelmeerraum um 
eine weitere Ebene. Hierbei handelt es sich um eine gemeinsame Initiative 
des jordanischen Energieministeriums und des deutschen Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz. Ihr Ziel ist es, die energiepolitische 
Zusammenarbeit zwischen dem gesamten Mittelmeerraum, dem Nahen 
Osten und Europa durch das Zusammenbringen hochrangiger Teilnehmer 
aus Politik, Wirtschaft und anderen Interessengruppen zu vertiefen.42

Der Krieg in der Ukraine wird von den nordafrikanischen Ländern als „ein-
malige Gelegenheit für nordafrikanisches Öl und Gas, einzuspringen“ ge-
sehen sowie als wertvolles Instrument zur langfristigen Verbesserung der 
bilateralen Zusammenarbeit.43 Am 18. Oktober 2022, im Vorfeld der 27. 
UN-Klimakonferenz, unterzeichneten Marokko und die EU ein Abkommen 
über eine „grüne Partnerschaft“ im Wert von 115 Millionen Euro. Sie soll 
die Zusammenarbeit im Bereich der erneuerbaren Energien stärken und 
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die Land- und Forstwirtschaft des Landes unterstützen.44 Im Einklang mit 
dem REPowerEU-Plan unterzeichneten Israel, Ägypten und die EU eine 
trilaterale Absichtserklärung zur Steigerung der Erdgasexporte über die 
ägyptische Erdgasinfrastruktur in die EU. Italien unterzeichnete kürzlich 
neue Gasverträge mit Ägypten über die Steigerung von LNG-Lieferungen 
(verbunden mit mehreren Besuchen in Angola und der Republik Kongo). 

Angesichts der unterschiedlichen Zeithorizonte im Vergleich zu Europas 
eigenen Netto-Null-Zielen bezweifeln die afrikanischen Länder die Lang-
fristigkeit des Wunsches der EU-Mitgliedsstaaten nach einer Erhöhung 
der Lieferungen. Als Gegenleistung für die Verstärkung der Lieferungen 
in dieser Zeit der Not in Europa, die sie als optimalen Zeitraum für die 
Sicherung ihrer Interessen ansehen, versuchen sie, sich eine „verstärkte 
Finanzierung von erneuerbaren Energien und Wasserstoff, die Entwicklung 
kohlenstoffarmer Versorgungsketten in der Region und neue Energieinfra-
strukturpartnerschaften“ zu sichern.45 Algerien hat beispielsweise kürzlich 
15 Abkommen und Absichtserklärungen mit Italien unterzeichnet, um die 
Energiewende, die industrielle und technologische Zusammenarbeit, die 
Energieinfrastruktur, Start-ups sowie die Pharmaindustrie zu unterstüt-
zen.46 Algerien ist der drittgrößte Erdgaslieferant der EU, und die EU ist 
der größter Absatzmarkt des Landes.

Diese Region ist für die EU angesichts der geopolitischen Verstrickungen 
im weiteren Umfeld und der anhaltenden Streitigkeiten zwischen den 
nordafrikanischen Nachbarn über die Westsahara, darunter zwischen 
Marokko und Algerien, sowie der anhaltenden spanisch-marokkanischen 
Spannungen nicht ohne Risiken. Die illegale Migration ist nach wie vor ein 
Brennpunkt in den Beziehungen zwischen der EU und Afrika rund um das 
südliche Mittelmeer, der sich in letzter Zeit durch die Wahrnehmung von 
Unterschieden bei der Aufnahme von Flüchtlingen aus der Ukraine ver-
schärft hat. Für den anhaltenden Krieg in der Ukraine zahlen Afrika und 
andere Entwicklungsländer auch in dieser Beziehung einen hohen Preis.

2.  Der europäische grüne Deal

Mit dem Europäischen Grünen Deal (EGD) wird die Reaktion der EU auf 
die Auswirkungen des Klimawandels und seine verschiedenen Herausfor-
derungen neu kalibriert.47 Als globaler Vorreiter und Standardsetzer im 
Bereich der Klimapolitik hat sich die EU verpflichtet, eine stärkere „Diplo-
matie des Grünen Deals“ zu entwickeln, die darauf fokussiert ist, „andere 
zu überzeugen, ihren Teil zur Förderung einer nachhaltigeren Entwicklung 
beizutragen und sie dabei zu unterstützen. [Indem die EU] ein glaubwür-
diges Beispiel setzt und eine entsprechende Diplomatie, Handelspolitik, 
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Entwicklungshilfe und sonstige außenpolitische Strategie verfolgt, kann 
sie sich wirksamer für ein globales Vorgehen einsetzen.“48 

Beim EGD handelt es sich um eine neue Wachstumsstrategie mit dem über-
geordneten Ziel, dass bis 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen mehr 
freigesetzt werden und dass bis dahin das Wirtschaftswachstum von der 
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. Er soll die EU-Wirtschaft auf einen 
nachhaltigeren Weg bringen. Außerdem soll das Naturkapital der EU be-
wahrt und die Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen geschützt 
werden. Es wurden Verpflichtungen eingegangen, um sicherzustellen, dass 
kein Bürger zurückgelassen wird, dass das Risiko der „Energiearmut“ an-
gemessen angegangen und das Gebot: „Do No Harm“ umgesetzt wird.49 
Das Niveau der Ambitionen ist hoch und die Ziele sind lobenswert. 

Die EU erkennt an, dass „die Herausforderungen komplex und miteinan-
der verknüpft sind“.50 Die EGD umfasst eine Reihe von klimapolitischen 
Instrumenten, darunter das Emissionshandelssystem (ETS) sowie Rege-
lungen zur Landnutzung, zu Landnutzungsänderungen und zur Forstwirt-
schaft, um eine wirksame CO2-Bepreisung in der gesamten EU-Wirtschaft 
zu gewährleisten. Auch die Energiebesteuerungsrichtlinie des Blocks wird 
betroffen sein, um die Kohärenz mit den Zielen des Klimawandels sicher-
zustellen. Am 14. Juli 2021 verabschiedete die Europäische Kommission 
(EK) Zwischenvorschläge, um die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
55 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Diese Ziele sind im EU-Paket „Fit 
for 55“ enthalten und erfordern zur Erreichung der Klimaziele für 2030 
schätzungsweise 260 Milliarden Euro an zusätzlichen Finanzmitteln. Dies 
entspricht 1,5 Prozent des BIP der EU von 2018.51 

Der EGD konzentriert sich zudem auf die Energieeffizienz und eine Verdop-
pelung der Bemühungen um erneuerbare Energien angesichts der Tatsa-
che, dass „75 % der Treibhausgasemissionen der EU durch die Erzeugung 
und den Verbrauch von Energie in allen Wirtschaftszweigen entstehen.“52 
Der Übergang zu sauberer Energie und andere Initiativen im Rahmen des 
EGD haben nicht nur Auswirkungen auf die Unternehmen, Wirtschafts-
zweige und Bürger der EU, sondern auch auf diejenigen, die mit der EU 
Geschäfte tätigen, einschließlich afrikanischer Länder. In dem Bemühen, 
das Potenzial für die Verlagerung von CO2-Emissionen zu verringern und 
sicherzustellen, dass EU-Firmen effektiv konkurrieren können und nicht 
dazu ermutigt werden, ihren Standort in Länder mit geringeren Ambitio-
nen zu verlagern, hat die EU das CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) ein-
gerichtet. Dieses mit den Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) in 
Einklang zu bringen, könnte sich als problematisch erweisen.
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3. Der grüne Deal: Herausforderungen und Risiken für Afrika

Die Auswirkungen des EGD auf Afrika sind gemischt. Es wird Gewinner und 
Verlierer geben. Die sinkende Nachfrage nach fossilen Brennstoffen wird 
direkte Auswirkungen auf die Energieriesen sowohl in Nordafrika als auch 
in Subsahara-Afrika haben, darunter Angola, Nigeria, Libyen, Ägypten, die 
Republik Kongo, Gabun und Ghana. Dies gilt vor allem im Zusammenhang 
mit den sinkenden Preisen und insbesondere für die Zeit nach 2030. Der 
Kontinent sieht sich bereits mit einem Rückgang der Investitionen in fos-
sile Brennstoffe durch private und öffentliche Investoren sowie durch Ent-
wicklungsorganisationen konfrontiert.53 Andererseits bietet der Übergang 
zu saubereren Energieformen Chancen für andere afrikanische Länder wie 
Marokko, Südafrika, die Demokratische Republik Kongo (DRC), Guinea, 
Sambia, Simbabwe und auch Ghana. Diese Länder verfügen über reiche 
Vorkommen an Nickel, Kobalt, Magnesium, Graphit, Lithium und anderen 
Mineralien und seltenen Erden, die zur Unterstützung der langfristigen 
Energiewende in Afrika, der EU und anderswo benötigt werden.54 

Die Nachfrage nach CRM, ausgerichtet auf eine kohlenstoffarme Zukunft, 
wird bis 2030 deutlich zunehmen. Es besteht darüber hinaus der Eindruck, 
dass diese Ära des „Friendshoring“ und des „Local for Local“ eine Chance 
für Afrika als Nachbarkontinent der EU darstellt, einige asiatische Liefer-
ketten zu ersetzen. Die europäische Nachfrage nach de-karbonisiertem 
Gas bedeutet kurz- bis mittelfristig auch einen Glücksfall für afrikanische 
Produzenten, da die herausragende Stellung des Kontinents bei der Gas-
produktion mit durchschnittlichen Wachstumsraten von 5,6 Prozent jähr-
lich Afrika bis 2025 zu einem bedeutenden globalen Lieferanten machen 
dürfte.55 Die steigende Nachfrage nach grünem Wasserstoff hat bereits zu 
Partnerschaften zwischen der EU und Afrika geführt, durch die im Rahmen 
der Allianz für sauberen Wasserstoff das Ziel erreicht werden soll, bis zum 
Jahr 2030 40 Gigawatt Wasserstoff aus Nicht-EU-Ländern zu produzie-
ren.56 

Die Absichtserklärung zwischen der EU und Namibia, die auf der 27. UN-
Klimakonferenz im Jahr 2022 unterzeichnet wurde, ist ein Beispiel für die 
möglichen strategischen Partnerschaften, um „die Entwicklung einer si-
cheren und nachhaltigen Versorgung mit Rohstoffen, veredelten Materia-
lien und erneuerbarem Wasserstoff sicherzustellen, um den ökologischen 
und den digitalen Wandel der Volkswirtschaften beider Partner zu unter-
stützen“. Dies birgt das Potenzial, Vorteile für beide Seiten zu schaffen.57 Es 
wird prognostiziert, dass die europäischen Direktinvestitionen in grünen 
Wasserstoff aus Afrika bis 2030 75,6 Milliarden Euro erreichen könnten.58
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Es gibt jedoch Bedenken dahingehend, dass die neuen grünen Wachstums-
industrien einen weiteren Anlass bieten, Afrikas Abhängigkeit von auslän-
discher Technologie zu erhöhen und die Verlagerung von Wertschöpfung 
fortzusetzen. Ebenso könnten sie eine weitere verpasste Gelegenheit in 
Afrikas Kampf, einen klaren Weg zur Industrialisierung zu schaffen, dar-
stellen, die Umweltzerstörung und Arbeitslosigkeit verschärfen und somit 
zur Verschlimmerung einer Vielzahl anderer Probleme beitragen, wenn 
der Übergang nicht gerecht gestaltet wird. Der EGD wirkt sich zudem in 
unterschiedlichster Weise auf eine Reihe von Bereichen in Afrika aus, 
darunter auf den Handel, neue Technologien, Kreislaufwirtschaft, Land-
wirtschaft, biologische Vielfalt, Energie, CRM und Finanzen.59 Die neuen 
EU-Agrarstandards, die durch die „Farm to Fork“-Strategie der EU einge-
führt wurden, führen beispielsweise neue (höhere) Standards ein, die als 
nichttarifäre Hemmnisse für den Zugang zum EU-Markt gelten könnten und 
möglicherweise nicht WTO-konform sind. Diese und andere kritische Her-
ausforderungen werden im folgenden Teil III erörtert.
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Partnerschaften, auch die zwischen Europa und Afrika im Bereich der grü-
nen Wende und des Zugangs zu Energie, beruhen auf der Prämisse, dass 
die Interessen jedes Partners bei den Entscheidungen und Maßnahmen 
berücksichtigt werden. Die Partnerschaft zwischen der EU und Afrika im 
Rahmen dieses Aspekts ist zwar vielversprechend, wirft aber auch Fragen 
auf und berührt schwierige Themen. Diese werden im Folgenden erörtert.

1.  Afrikas Energiearmut, Europas Energiesicherheit:  
Gleiche Dringlichkeit, gleiche Behandlung?

Afrika ist ein Kontinent mit extremer Energiearmut. „Die Menschen in Af-
rika brauchen Strom, und wenn sie keinen Strom haben, wird es schwierig 
sein, die Menschen aus der Armut zu befreien.“60 Der Kontinent steht bei 
dem Versuch, den Energiebedarf seiner Bevölkerung zu decken und sich 
gleichzeitig von fossilen Brennstoffen abzuwenden, vor einem inhärenten 
politischen und wirtschaftlichen Dilemma. Während die EU die Energie-
armut einiger EU-Bürger als Problem erkannt hat, steht die Energiearmut 
in Afrika auf einem ganz anderen Blatt. Für viele gehört sie zum Alltag und 
wird definiert als „das Fehlen einer ausreichenden Auswahl beim Zugang 
zu angemessenen, erschwinglichen, zuverlässigen, sauberen, qualitativ 
hochwertigen und sicheren Energiedienstleistungen zur Unterstützung der 
wirtschaftlichen und menschlichen Entwicklung.“61 Frauen und Mädchen 
sind unverhältnismäßig stark betroffen, vor allem in ländlichen Gebieten. 
Sie tragen die Hauptlast der Arbeit, die mit dem Sammeln von Brennholz, 
dem Beschaffen von Wasser und der Verarbeitung von Lebensmitteln ver-
bunden ist.62 

Der Anteil an der Weltbevölkerung in den afrikanischen Ländern südlich 
der Sahara, die keinen Zugang zu Elektrizität hat, ist von 74 Prozent vor 
der Pandemie auf nun 77 Prozent gestiegen.63 Der unzureichende Zugang 
zu Energie ist für mehr als die Hälfte der afrikanischen Bevölkerung, die 
im besten Fall nur vier Stunden pro Tag Strom hat, Realität. Eine echte 
Partnerschaft zwischen Afrika und Europa setzt voraus, dass die Energie-
armut Afrikas und die Energiesicherheit der EU gleichbehandelt und mit 
derselben Dringlichkeit angegangen werden. 

Teil III: Risiken und Herausforderungen –  
politische Konflikte gefährden die Beziehung
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2.  Afrika und Europa: Unterschiedliche Einstiegspunkte  
in eine kohlenstoffarme Zukunft

Europa und Afrika sind Kontinente, die sich in unterschiedlichen Entwick-
lungsstadien befinden. Der Einstiegspunkt in eine kohlenstoffarme Zukunft 
ist unterschiedlich, und auch der Weg zur Energiewende wird deutlich von-
einander abweichen. Die neue 1.440 Kilometer lange Ostafrikanische Roh-
öl-Pipeline (EACOP), die von Uganda und Tansania entwickelt wird, macht 
erhebliche Unterschiede deutlich. Trotz der Warnung der Internationalen 
Energieagentur (IEA), für das Erreichen der globalen Klimaziele müssten 
neue Projekte für fossile Brennstoffe gestoppt werden, haben die beiden 
afrikanischen Länder betont, dass ihre wirtschaftlichen Interessen beim 
Bau dieser von zwei externen Partnern finanzierten Pipeline Vorrang ha-
ben. Total Energies, ein französischer Energieriese aus der EU, verfügt über 
einen Anteil von 62 Prozent, während CNOOC, ein chinesisches Energie-
unternehmen, ebenfalls Anteile an dem fünf Milliarden US-Dollar teuren 
Projekt hält.64 Obwohl die EU intervenierte und Umwelt-, Klima- und Men-
schenrechtsverletzungen als Gründe für die geforderte Aussetzung des Pro-
jekts anführte, lehnten die lokalen Regierungen einen Stopp ab. Dies unter-
streicht, welche Kluft zwischen den reichen, entwickelten Ländern und den 
Ländern besteht, die weiterhin versuchen, der Armut zu entkommen. 

Der Großteil des Öls wird für den Export bestimmt sein, hauptsächlich 
nach Europa. „Sie sind unerträglich, so oberflächlich, so egozentrisch, so 
falsch“, soll65 Ugandas Präsident in Bezug auf die EU gesagt haben. Nach 
Angaben der Internationalen Agentur für erneuerbare Energien werden 92 
Prozent der ugandischen Energie aus erneuerbaren Quellen (Wasserkraft) 
gewonnen. 84 Prozent des tansanischen Bedarfs und nur 22 Prozent des 
EU-Bedarfs werden durch erneuerbare Energien gedeckt.66 Afrika verfügt 
zwar über reichlich Wind- und Sonnenenergie, aber die Infrastruktur zu 
deren Nutzung ist nicht vorhanden, da die erforderlichen Investitionen 
nicht getätigt wurden. Die Energiewende in Afrika wird den Zugang zu ver-
schiedenen Energieformen erfordern, bis die Länder die wirtschaftlichen 
Grundlagen und institutionellen Voraussetzungen für eine vollständige 
Umstellung schaffen können. 

3.  Politikkonflikte und gestrandete Vermögenswerte

Das erneute Interesse der EU an fossilen Brennstoffen seit Russlands Ein-
marsch in der Ukraine wird als Widerspruch zu ihrer Politik wahrgenom-
men, den Übergang zu grüner Energie beschleunigen zu wollen. In den 
Köpfen der afrikanischen Partner entsteht so der Eindruck eines Konflikts, 
infolgedessen der EU Heuchelei und Doppelmoral vorgeworfen wird: „Das 
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Problem ist, dass dieselben Regierungen die Entwicklungsländer nicht nur 
ermutigen, den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen zu beschleunigen, son-
dern darüber hinaus bestrebt sind, die Nachfrage nach diesen Produkten 
in den kommenden Jahren im Zuge der De-Karbonisierung vollständig zu 
eliminieren.“67 Ein augenfälliges Beispiel dafür ist der Versuch der EU, ihre 
Energiesicherheit mittels Bemühungen um zusätzliche Lieferungen fossi-
ler Brennstoffe aus Afrika zu erhöhen. Dies wirft mehrere unangenehme 
Fragen auf: Die erste ist, dass afrikanische Energieunternehmen als Re-
aktion auf den Klimawandel und die weithin bekannten Pläne der EU zum 
Ausstieg aus der Kohleverstromung bereits im Vorfeld mit Investitionsbe-
schränkungen in der Branche konfrontiert waren.68 Dennoch haben Beam-
te der EU und ihrer Mitgliedsstaaten die Unternehmen in Afrika dazu ge-
drängt, die Produktion fossiler Brennstoffe zu erhöhen. 

Berichten zufolge besuchte Bundeskanzler Scholz im Mai 2022 den Se-
negal, um Pläne für ein neues Gasfeld zu erörtern, das 2023 in Betrieb 
genommen werden soll. Des Weiteren gibt es Berichte über Besuche ver-
schiedener Vertreter der EU und ihrer Mitgliedsstaaten „in Nigeria, um die 
Bereitstellung von Gasexporten in die EU zu erörtern, und Gespräche Ita-
liens mit Angola, Nigeria und der Republik Kongo zur Steigerung der Erd-
gasexporte.“69 Noch wichtiger ist, dass „die wiederaufgenommene Suche 
nach fossilen Brennstoffen zwar als kurzfristige Lösung für eine Notsitua-
tion betrachtet werden kann, die aber angesichts der Art der Investitionen 
im Energiesektor langfristige Folgen hat.“70 

Obwohl die afrikanischen Öl- und Gasproduzenten aufgrund der steigenden 
Nachfrage nach fossilen Brennstoffen so von kurzfristigen Gewinnen profi-
tieren können, werden sie Berichten zufolge durch begrenzte Zusatzkapazi-
täten an einer schnellen Reaktion gehindert. Mosambik, Mauretanien, Se-
negal und Tansania gehören zu den Ländern, in denen eine Steigerung der 
Produktion erst zwischen 2024 und 2030 zu erwarten ist.71 Die afrikani-
schen Länder sind sehr besorgt über das Risiko, dass sie es mit dem Abklin-
gen der Krisenphase mit gestrandeten Vermögenswerten zu tun bekommen. 
Darüber hinaus führen die steigenden Öl- und Gaspreise zu Verzerrungen 
auf dem Energiemarkt. Es wurde die Sorge geäußert, dass sie weitere An-
reize für Investitionen in fossile Brennstoffe schaffen und den Weg in eine 
emissionsfreie Zukunft eher umkehren als beschleunigen werden.72

4. Unzureichende Finanzierung für erneuerbare Energien 

Trotz der Dringlichkeit der Energiewende wird immer noch mehr Geld in 
fossile Brennstoffe als in erneuerbare Energien gepumpt. Sind erneuerbare 
Energien verfügbar, ist ihre Finanzierung mit höheren Kosten verbunden. 
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„Europa hat die afrikanischen Länder zwar aufgefordert, sich von fossilen 
Brennstoffen zu verabschieden, hat es aber versäumt, die Finanzierung 
grüner Projekte zu beschleunigen, die alternative Energiequellen bereit-
stellen könnten. Dies hat viele afrikanische Staats- und Regierungschefs 
dazu veranlasst, das anzuprangern, was sie als Energieheuchelei und Dop-
pelmoral ansehen, wodurch die Ausbeutung der Region durch den Wes-
ten aufrecht erhalten bleibt.“73 Ein leitender Berater für Klimadiplomatie 
und Geopolitik bei der African Climate Foundation formuliert das Problem 
ähnlich: „Die afrikanischen Länder erhalten nicht die für den ökologischen 
Wandel erforderliche Finanzierung. Entsprechend wenden die Länder sich 
fossilen Brennstoffen zu, um Einkommen zu generieren. Die Finanzierung 
von fossilen Brennstoffen ist dreimal so hoch wie die von grüner Energie, 
das heißt, 30 Milliarden US-Dollar gegenüber 9 Milliarden US-Dollar für 
erneuerbare Energien.“74 

Als Grund für diese Ungleichheit gilt darüber hinaus, dass Investitionen in 
fossile Brennstoffe die Exporte unterstützen, mit denen die wohlhabenderen 
Länder weiter versorgt werden, während die erneuerbaren Energien derzeit 
nur zur Versorgung der lokalen Bevölkerung genutzt werden können. Einige 
halten dies für einen Teil einer konzertierten Aktion, die darauf abzielt, den 
Afrikanern und lokalen Gemeinschaften ihre Ressourcen zu entziehen, die 
sie benötigen, um die Entwicklung so zu unterstützen, dass der zukünfti-
ge Bedarf gedeckt ist, wenn die nicht erneuerbaren Vorkommen erschöpft 
sind.75 Es wird auch darauf hingewiesen, dass die EU, die USA und ande-
re große Volkswirtschaften wie China bei der Umstellung auf erneuerbare 
Energien bereits enteilt sind. Andere Entwicklungsländer wie Indonesien 
sind mit der Wende beschäftigt. Die eigentliche Befürchtung ist, dass das 
Risiko für afrikanische Länder „in 20, 30, 40 Jahren [darin besteht], dass sie 
sich mit Anlagen wiederfinden, die keine gute Rendite abwerfen.“76

5. CBAM im Angesicht der „grünen Diplomatie“ der EU 

Das CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) der EU ist komplex und innova-
tiv. Es handelt sich um einen Handelsmechanismus, der auf die Förderung 
von Umweltzielen abzielt. In einem kürzlich erschienenen Buch über die 
Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf den Globalen Süden77 wird 
CBAM wie folgt beschrieben: „Inmitten globaler Spannungen: Ein Rezept 
für die Katastrophe“.78 Das CO2-Grenzausgleichssystem stellt Afrika vor 
eine Reihe von Herausforderungen, nicht zuletzt wegen der Auswirkungen 
auf den privilegierten Zugang afrikanischer Länder zum EU-Markt.79 Die 
grenzüberschreitende Erhebung von Steuern auf Waren aus Afrika kommt 
angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen Lage, mit der die Länder 
in den vergangenen drei Jahren konfrontiert waren, zu einem schlechten 
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Zeitpunkt für den Kontinent. Sie kommt auch zu einer Zeit, in der Afrika 
als Partner bei der Suche der EU nach zusätzlichen Lieferungen fossiler 
Brennstoffe zur Unterstützung ihrer Energiesicherheit gefragt ist. Dies er-
weckt den Eindruck, dass die Interessen der EU zählen und jene Afrikas 
nicht. „CBAM ist kein Einzelbeispiel für komplexe Gesetzesvorschläge, die 
den globalen Süden überproportional negativ treffen. Indien, eines der 
größten Schwellenländer der Welt, empfindet das CO2-Grenzausgleichssys-
tem als diskriminierend für Schwellenländer. Australien, eine vollständig 
industrialisierte Wirtschaft, bezeichnete CBAM als protektionistisch und 
diskriminierend.“80 

Die Verordnung über Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forst-
wirtschaft, die Richtlinie über erneuerbare Energien und die Richtlinie 
über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen im Bereich der Nachhaltigkeit 
– sie alle verfolgen Ziele der Nachhaltigkeit und enthalten gleichzeitig Ele-
mente des Protektionismus. „Bei schlechter Umsetzung werden durch sie 
die europäischen Unternehmen aus den Ländern des globalen Südens ver-
trieben und es wird Platz für andere dominante Volkswirtschaften geschaf-
fen, die im Hinblick auf Nachhaltigkeit und die Achtung der Menschen-
rechte weniger ehrgeizige Zielsetzungen haben. Dies würde nicht nur die 
Wirtschaftsleistung der Länder des globalen Südens schmälern, sondern 
wäre auch nicht hilfreich für die Verbesserung der Menschenrechts-, Ge-
sundheits-, Arbeits- und Umweltstandards in diesen Ländern.“81 Der CBAM, 
angeblich während der französischen EU-Ratspräsidentschaft im Eiltem-
po und ohne ausreichende Konsultationen mit den Mitgliedsstaaten oder 
Handelspartnern durchgesetzt, hat sowohl bei den reichen Ländern als 
auch bei den Entwicklungsländern negative Reaktionen hervorgerufen.82 
In den Beziehungen zu Afrika ist CBAM ein heikles Thema.

6. Der Grüne Deal – Probleme für die Landwirtschaft 

Die EU ist ein bedeutender Markt für Afrikas Agrarexporte, und es gibt An-
reize für die afrikanischen Länder, sich an die EU-Standards anzupassen. 
Dies liegt insbesondere an der Bedeutung des Sektors für die afrikanische 
Wirtschaft, der „zwei Drittel der Arbeitsplätze schafft, 30 bis 60 Prozent 
des BIP eines jeden Landes und etwa 30 Prozent aller Exporte ausmacht.“83 
Die Einhaltung der EU-Standards wird jedoch immer schwieriger. Die Maß-
nahmen im Rahmen des EGD werden zusätzliche nichttarifäre Hemmnisse 
errichten, die die Länder in einem System, das sie bereits diskriminiert, 
nur schwer überwinden können.84 „Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
der EU beispielsweise stellt den Landwirten in der EU bis zu 50 Prozent 
des Einkommens als Direktzahlungen zur Verfügung. Dieses System kurbelt 
die Landwirtschaft in der EU an und verschafft den EU-Landwirten einen 
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Vorteil gegenüber ihren afrikanischen Kollegen.“85 Neue Verordnungen wie 
„Farm to Fork“ im Rahmen des EGD und andere wie CBAM, gekoppelt mit 
GAP-Subventionen, werden afrikanische Landwirte weiter benachteiligen. 
Diese stemmen bereits hohe Kosten für die Einhaltung von EU-Standards.

All dies kommt zu einer Zeit, in der sie sich die Kosten für zusätzliche 
Auflagen am wenigsten leisten können. Es gibt den Vorschlag, dass die 
EU im Gegenzug die Bemühungen zur Eindämmung der Bodendegradation 
unterstützen kann, indem sie eine Partnerschaft mit Afrika im Rahmen ih-
res Programms für umfassende afrikanische Entwicklung eingeht, das die 
Landwirte ebenfalls bei der Einhaltung der neuen Standards unterstützen 
soll. In einer angeblich engen Partnerschaft ist jedoch mehr erforderlich, 
um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, insbesondere ange-
sichts der großen Bedeutung der Landwirtschaft für das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) und die Beschäftigung in Afrika.86

7. Probleme beim Technologieaustausch und -transfer

Die gemeinsame Nutzung und der Transfer von Technologien sind nach wie 
vor Bereiche, in denen der Status quo nicht zufriedenstellend ist und die 
weiterhin entwicklungsfähig sind. Trotz der Bemühungen der Delegationen 
aus den am wenigsten entwickelten Ländern (LDCs) und der afrikanischen 
Verhandlungsführer auf der jüngsten UN-Klimakonferenz ist der Techno-
logieaustausch und -transfer weiterhin mit Hindernissen behaftet. Die af-
rikanischen Länder haben zwar ihre Pläne zur Bewertung des technischen 
Bedarfs aktualisiert, aber es fehlt weiterhin an finanziellen Ressourcen.

8.  Entkopplung von Klimafinanzierung und  
öffentlicher Entwicklungshilfe 

Die von der EK und der EIB für Entwicklungsländer bereitgestellten Mittel 
für den Klimaschutz bleiben mit etwa 5,7 Milliarden Euro auf dem gleichen 
Niveau wie 2018. Sie konzentrierten sich hauptsächlich auf den Klima-
schutz und weniger auf Anpassung und Widerstandsfähigkeit sowie auf 
Länder mit mittlerem Einkommen.87 Die drei afrikanischen Länder, die Kli-
mafinanzierung von der EU erhalten haben, waren alle Länder mit mittlerem 
Einkommen: Marokko (429 Millionen Euro), Kamerun (82 Millionen Euro) 
und Ägypten (208 Millionen Euro).88 Noch wichtiger ist die Tatsache, dass 
die Zuschussfinanzierung für den Klimawandel zurückgegangen ist und die 
verfügbaren Mittel zunehmend in die öffentliche Entwicklungszusammenar-
beit (ODA) der EU einfließen. Darüber hinaus wird ein zunehmender Anteil 
der EIB-Klimafinanzierung als Darlehen zu Marktsätzen angeboten, wobei 
weniger als acht Prozent zu Vorzugsbedingungen vergeben werden.89 
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Die derzeitige Klimakrise, begleitet von dem Krieg in der Ukraine und der 
weltweiten Pandemie, hat die Not in Afrika weiter vergrößert. Das Problem 
der Verschuldung der Länder ist erheblich. Die Darlehenspolitik der EIB 
und die Entwicklungsstrategien der Europäischen Kommission (EK) sollten 
im Hinblick auf die Unterstützung von Ländern mit niedrigem Einkommen 
überprüft werden. Eine Erhöhung des Volumens an konzessionären Dar-
lehen und Zuschüssen ist unerlässlich. Darüber hinaus haben viele Länder 
in Afrika Schwierigkeiten, Finanzmittel für Projekte im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel und der grünen Wende zu erhalten und finanzierbare 
Projekte zu entwickeln. Die Verfahren sind umständlich, umfangreich und 
langwierig. Aus Berichten des Grünen Klimafonds (GCF) geht hervor, dass 
lediglich 39 Prozent der von Afrika eingereichten Projekte genehmigt wur-
den – die niedrigste Quote aller Regionen weltweit.90 

9. LNG: Steigende Kosten der Umweltverschmutzung

Eine neue Studie zeigt, dass die wachsende Abhängigkeit Europas von 
Flüssigerdgas (LNG) einen hohen Preis hat. Die erheblich gestiegenen Im-
portmengen, die in den ersten neun Monaten des Jahres 2022 aufgrund 
der durch den Krieg und die Sanktionen gegen Russland verursachten Stö-
rungen um 65 Prozent gestiegen sind, verursachen hohe Umweltkosten. 
Die Produktion und der Transport von LNG verursachen im Vergleich zu 
Pipelinegas zehnmal mehr CO2-Emissionen.91 Auch wenn die Emissionen 
bei der Verbrennung von Gas angeblich die gleichen sind, egal ob in Pipe-
lines oder in flüssiger Form, liegt der Unterschied in dem erheblich höhe-
ren Energieaufwand für die Herstellung und den Transport der Flüssigkeit 
nach Europa. Ein Mitarbeiter des norwegischen Forschungsunternehmens 
Rystad Energy stellt fest: „Bei Pipeline-Gas aus Norwegen fallen etwa 7 kg 
CO2 pro Barrel an. Bei LNG-Importen nach Europa liegt der Durchschnitt 
schätzungsweise bei über 70 kg, also etwa zehnmal mehr bei LNG als bei 
Pipeline-Gas.“92 

Dieselbe Quelle weist darauf hin, dass, wenn zusätzliches Gas aus LNG in 
Ermangelung von russischem Gas im Jahr 2023 importiert wird, „im Ver-
gleich zu 2021 zusätzliche 35 Millionen Tonnen importierter CO2-Emissio-
nen anfallen werden ... das Äquivalent von etwa 16 Millionen zusätzlichen 
Autos auf den britischen Straßen über einen Zeitraum von 2 Jahren.“93 Die 
Pläne zum Bau von 20 neuen LNG-Terminals in Europa verstärken die Be-
denken. Um diese Terminals rentabel zu machen, „müssen die Länder sehr 
lange Verträge für die Einführung von Gas abschließen, und die Terminals 
können bis zu 40 Jahre laufen. Das bedeutet einen langen Lock-up-Effekt 
für diese fossilen Brennstoffe, aus denen wir aussteigen wollen.“94 Diese 
Pläne senden widersprüchliche Signale an die afrikanischen Partner der 
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EU in Bezug auf die Verpflichtung, den Übergang zu einer kohlenstoffar-
men Zukunft zu beschleunigen, während sie selbst in diese Richtung ge-
drängt werden.

10.  Die Bedeutung des Dialogs in der  
„Diplomatie des Grünen Deals“

In dieser Zeit der Spannung und Zerrissenheit sollten EU-Richtlinien und 
-Verordnungen, die sich auf Partner auswirken, einem verstärkten Dialog 
unterliegen und keinem schwächeren. Dies empfiehlt sich insbesondere 
angesichts des Versprechens der EU, eine stärkere „Diplomatie des Grü-
nen Deals“ zu entwickeln. Dies gilt sicherlich für das Thema CBAM: „CBAM 
könnte den Zugang zum EU-Markt ernsthaft beeinträchtigen, Wertschöp-
fungsketten verdrängen oder zerstören und sich dadurch negativ auf Ein-
kommen und Arbeit im globalen Süden auswirken. Die Tatsache, dass die 
EU sich dieser Probleme zwar bewusst, aber anscheinend nicht gewillt ist, 
sie anzugehen [...], zeigt, dass die Europäische Union derzeit von den wirt-
schaftlichen und diplomatischen Realitäten abgekoppelt ist und die Folgen 
dieser Abgehobenheit höchstwahrscheinlich auf die harte Tour zu spüren 
bekommen wird.“95

11. Global Gateway – weniger Worte, mehr Taten

Ein Eckpfeiler des sechsten EU-AU-Gipfels im Februar 2022 war das In-
vestitionspaket im Wert von 150 Milliarden Euro im Rahmen des Global 
Gateway von EU und Afrika. Es ist Teil des EU Global Gateway, das im 
Dezember 2021 ins Leben gerufen wurde und 300 Milliarden Euro an In-
vestitionen umfasst, die eine „echte Alternative“96 zu Chinas Neue-Seiden-
straßen-Initiative (BRI) sein sollen. Obwohl das Potenzial für gute Ergeb-
nisse eindeutig vorhanden ist, wurde die Maßnahme unter anderem von 
afrikanischen Partnern sowie von europäischen Nichtregierungsorganisa-
tionen und Gruppen der Zivilgesellschaft kritisiert.97 In Afrika wurde be-
mängelt, dass vor der Ankündigung auf dem Gipfel keine ausreichenden 
Beratungen stattgefunden haben. Enttäuschung machte sich breit, nach-
dem die EU ihre Versprechen auf dem Gipfel nicht eingehalten hatte. Dies 
veranlasste den AU-Präsidenten zu der Bemerkung: „Das hinterlässt bei 
uns einen schlechten Beigeschmack. Um ehrlich zu sein, bin ich ein wenig 
enttäuscht.“98 

Kritiker weisen darauf hin, dass es sich bei GG lediglich um eine „Um-
etikettierung“ handelt, um eine Neuverpackung von altem Geld. Sie sind 
der Ansicht, dass nichts von den 300 Milliarden Euro neu ist, sondern es 
sich um eine „Kombination und Neuverpackung bestehender Zusagen von 
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europäischen Entwicklungsinstitutionen“99 handelt, die im Großen und 
Ganzen früheren Initiativen, wie dem Europäischen Fonds für nachhalti-
ge Entwicklung und dem Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und 
internationale Zusammenarbeit (NDICI) ähneln, die im Rahmen des Team-
Europe-Ansatzes umgesetzt wurden. 

Die Verschuldungssituation der afrikanischen Länder ist besonders prekär, 
da sie sowohl mit historischen Schuldenständen als auch mit den Auswir-
kungen der globalen Nahrungsmittel- und Energiekrisen zu kämpfen ha-
ben. Besonders kritisiert wurde die relativ geringe Höhe der im Rahmen 
des GG gewährten Zuschüsse (18 Milliarden Euro), während die verblei-
benden Investitionen Schulden nach sich ziehen.100 Andere verweisen auf 
das Fehlen konkreter Ergebnisse: „Bislang hat das GG zwar viel Hype, aber 
wenig konkrete Projekte geliefert“.101 Bedenken wurden auch hinsichtlich 
der mangelnden Transparenz in Bezug auf die Initiativen des GG geäußert 
und die Notwendigkeit, „die vollständige Liste der Projekte ... [und] das 
Mandat sowie die Tätigkeit der vorgeschlagenen neuen Exportkreditfazili-
tät und des neuen Unternehmensbeirats öffentlich bekannt zu machen“.102 

Eine gemeinsame Bewertung der European Civil Society und der Nicht-
regierungsorganisationen Eurodad und Counter Balance103 kommt zu dem 
Schluss, dass „die Neuausrichtung der internationalen Entwicklungsagen-
da der EU, die mit einer geopolitischen und kommerziellen Strategie ver-
schmilzt, ein riskantes Unterfangen ist, das die Glaubwürdigkeit der EU 
als globaler Entwicklungsakteur beeinträchtigen kann. [...] Obgleich das 
Gateway auf einem ‚partnerschaftlichen‘ Angebot an die Empfängerländer 
basiert, konzentriert sich die offizielle Dokumentation überwiegend auf 
die Rolle der EU-Institutionen, des Privatsektors und der diplomatischen 
Präsenz, einschließlich der Schaffung einer Unternehmensberatungsgrup-
pe und einer potenziellen EU-Exportfazilität.“104
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Während der Sitzung des Entwicklungsausschusses im Rat für Auswärtige 
Angelegenheiten am 28. November 2022 unterstrich der Hohe Vertreter 
der EU sowohl die Bedeutung der Beziehungen zu Afrika als auch den geo-
politischen Kontext, in dem sich die Beziehungen weiterentwickeln. „Die 
geopolitische Lage in der Welt ist ganz anders als noch vor einem Jahr, 
aber trotz des Krieges in der Ukraine müssen wir uns weiterhin in Afrika 
engagieren. Afrika ist unser bevorzugter Partner. Es steht ganz oben auf 
unserer Agenda, besonders in dieser Zeit, in welcher der Kontinent von 
der Nahrungsmittel- und Energiekrise schwer getroffen wird. Wir müssen 
schneller, mehr und intelligenter in Afrika investieren.“105 Diese Ermah-
nung erfordert, dass die EU die Strategien, die sie in ihren Beziehungen zu 
Afrika einsetzt, an mehreren Fronten überprüft. Dies bietet die Gelegen-
heit, eine immer wiederkehrende Kritik an der Partnerschaft zwischen der 
EU und Afrika anzusprechen, nämlich dass sie wenig konsultativ ist und 
nicht auf die Entwicklungsprioritäten Afrikas eingeht, insbesondere wenn 
es darum geht, einen Weg zur nachhaltigen Industrialisierung zu finden.106 
Eine verpasste Chance bei der grünen Wende wäre ein strategischer Ver-
lust für Europa in Bezug auf die Wahrung seiner langfristigen Interessen 
angesichts der Präsenz anderer Großmächte, darunter China, die wichtige 
Investoren in Afrika sind.

Bei der Überprüfung der Beziehungen und der Zusammenarbeit im Bereich 
der grünen Wende und des Zugangs zu Energie sollten zwei Grundsätze 
berücksichtigt werden: die Ausweitung des „Grünen Gebots“ der EU, keine 
Schäden zu verursachen, auf Afrika einerseits und die Förderung der Ener-
giegerechtigkeit andererseits. 

Die EU-Politik sollte die Fähigkeit Afrikas, seine soziale und wirtschaft-
liche Entwicklung zu sichern, nicht untergraben. Dies ist ein übergeord-
netes Prinzip, das sich über alle Facetten der Beziehungen und Sektoren 
erstrecken sollte. Genauso wie die EU sich verpflichtet hat, innerhalb 
Europas keine Schäden zu verursachen, muss sie die Art und Weise be-
rücksichtigen, in der sich politische Maßnahmen wie CBAM und die neue 
Agrarpolitik auf Afrika auswirken. Dies gilt insbesondere in dieser Zeit der 
akuten wirtschaftlichen Not und der multiplen Krisen. Sie muss Wege fin-
den, die schlimmsten Auswirkungen dieser Initiativen zu eliminieren oder 
abzumildern. 

Teil IV: Empfehlungen für eine Neuausrichtung der  
Partnerschaft: Chancen in einer Zeit der Volatilität 
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Zweitens ist das Prinzip der Energiegerechtigkeit eines, das im Rahmen 
der Partnerschaft angesprochen werden sollte. „Wenn die gegenwärtigen 
Trends anhalten, werden bis 2030 weniger Menschen in Afrika Zugang zu 
moderner Energie haben als heute.“ Der Energiearmut in Afrika sollte die 
gleiche Bedeutung und Dringlichkeit beigemessen werden wie der Ener-
giesicherheit in der EU.107 Als globaler Verfechter einer kohlenstoffarmen 
Zukunft sollte die EU auch ein globaler Akteur sein, der sich für  Energie-
gerechtigkeit in Afrika einsetzt. Dies stünde im Einklang mit dem eigenen 
Ansatz der EU für Klimagerechtigkeit. Innovative Ansätze wie das süd-
afrikanische Renewable Energy Independent Power Producer Procurement 
Programme (REIPPPP) haben sich als vorbildlich erwiesen, wenn es um 
die Bereitstellung von Investitionsmöglichkeiten durch intelligente poli-
tische Rahmenbedingungen geht. Diese operationalisieren Rahmenwerke 
für Energiegerechtigkeit, die Energieindikatoren integrieren, wirken sich 
auf die Investitionen und Lösungen für erneuerbare Energien aus und bie-
ten ein nützliches Modell zur Nachahmung.

Die folgenden Empfehlungen heben Initiativen hervor, die sowohl die EU-
Ziele einer kohlenstoffarmen Zukunft fördern als auch Afrikas ökologischen 
Wandel und die Entwicklung neuer grüner Industrien unterstützen.

1. Global Gateway neu positionieren

Zwar spielen die EU-Entwicklungsfonds bei der Unterstützung der Entwick-
lungsländer eine einzigartige Rolle, doch sind diese Mittel begrenzt und 
müssen in einem Rahmen verwaltet werden, der transparent, integrativ und 
zielgerichtet ist. Während GG für seine Rolle bei der Entwicklung von Finan-
zierungs- und De-Risking-Instrumenten als Mittel zur Generierung zusätzlicher  
Investitionen aus dem Privatsektor angeführt wurde, wurde es in anderen 
Be reichen von verschiedenen Gruppen sowohl in Afrika als auch unter euro-
päischen Interessenvertretern kritisiert. Die Kritiker schlagen vor, GG nachzu-
justieren, um sicherzustellen, dass die Glaubwürdigkeit der EU als „wichtiger 
Entwicklungspartner“ nicht beeinträchtigt wird.108 Die Empfehlungen umfassen:

•  Abkopplung des GG-Mandats von dem einer „Alternative“ zu Chinas 
Neue-Seidenstraßen-Initiative und stärkere Konzentration auf die Ent-
wicklungsziele der zu fördernden Projekte. Die Neue-Seidenstraßen-In-
itiative wurde 2013 ins Leben gerufen und hat damit einen Vorsprung 
von zehn Jahren. Ende 2022 beliefen sich die Investitionen auf 932 
Milliarden Dollar.109 GG als Alternative zur BRI zu präsentieren, ist un-
realistisch und erhöht weder seine Wettbewerbsfähigkeit noch seine 
Attraktivität. GG sollte als ein weiteres Instrument zur Unterstützung 
der afrikanischen Entwicklung präsentiert werden.
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•  Formulierung einer klaren entwicklungspolitischen Begründung für das 
GG, um einen sinnvollen Beitrag zur Klimawandel-Agenda, zur Armuts-
bekämpfung und zur Bekämpfung der Ungleichheit in den Empfänger-
ländern zu leisten.

•  Entwicklung eines partizipatorischen und inklusiven Prozesses für die 
GG-Strategie, um sicherzustellen, dass die Ressourcen nicht von den 
Entwicklungszielen abgezogen werden, sondern sich auf einen auf die 
Menschen ausgerichteten Ansatz für menschliches Wohlergehen, men-
schenwürdige Arbeitsplätze, lokale wirtschaftliche Entwicklung und 
Armutsbekämpfung konzentrieren, und zwar durch verstärkte Beiträge 
von Zuschüssen und konzessionärer Finanzierung.

•  Erhöhung der Transparenz der GG-Initiativen und Veröffentlichung von 
Projektverzeichnissen und zugewiesenen Mitteln.

•  Verbesserung des Governance-Modells zur Gewährleistung der Eigen-
verantwortung und einer sinnvollen Beteiligung der Akteure in den 
Partnerländern und in Europa, einschließlich des Europäischen Parla-
ments und der Zivilgesellschaft. Einbeziehung von Vertretern der Ent-
wicklungsländer in die Kontrolle des GG zur Stärkung der Eigenverant-
wortung.

2. Anreize für Investitionen in Afrika schaffen

Die EU erwägt eine Antwort auf den 369 Milliarden US-Dollar schweren 
Inflation Reduction Act (IRA) der USA. Dieser stellt Unternehmen Milliar-
den von US-Dollar zur Verfügung (vor allem in Form von Steuergutschrif-
ten), um das Tempo neuer Technologien zu beschleunigen und in den USA 
eine neue Wirtschaft mit grünen Arbeitsplätzen zu schaffen. Gleichzeitig 
soll das Gesetz die Abhängigkeit von China verringern und die USA näher 
an die Erreichung der Ziele im Rahmen des Übereinkommens von Paris 
bringen.110 Davon profitieren sowohl die Unternehmen als auch die Ver-
braucher. Allerdings müssen Produkte wie zum Beispiel Elektroautos und 
Batteriehersteller sicherstellen, dass bestimmte Komponenten in den USA 
oder in Ländern mit bestehenden Handelsabkommen gewonnen oder ver-
arbeitet werden. Bei der Erwägung von Gegenmaßnahmen zu den grünen 
Subventionen der USA hat die EU die Möglichkeit, Länder in Afrika als „be-
freundete Länder“ einzubeziehen. Diese könnten dann in den Genuss von 
Steuererleichterungen und Subventionen für europäische Unternehmen 
kommen. Dies wäre eine Antwort auf die Kritik, dass die Entwicklung er-
neuerbarer Energien und der Technologieaustausch in Afrika nicht ausrei-
chend unterstützt werden.
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Die Förderung von Investitionen in den an Bodenschätzen reichen Ländern 
Afrikas hat den Vorteil, dass sie für die EU in mehrfacher Hinsicht von stra-
tegischer Bedeutung ist. 

•  Erstens verringert sich dadurch die Gefahr, dass die Abhängigkeit von 
einem Lieferanten für fossile Brennstoffe, nämlich Russland, in neuen 
grünen Industrien durch einen anderen, nämlich China, ersetzt wird. 
Mit der Umstellung der Industrie auf Elektrofahrzeuge (EV) wirkt die 
Abhängigkeit von China besorgniserregend. Prognosen zufolge wird 
China bis 2031 mehr Produktionskapazitäten in Europa, dem zweitgröß-
ten Markt der Welt für Elektrofahrzeuge, haben als jedes andere Land.111 
Chinesische Marken wie BYD und Great Wall bauen ihre Verkäufe in Eu-
ropa ebenfalls aus, was dazu führt, dass mehr Montagewerke und Batte-
riefabriken chinesische Technologie verwenden werden.112 Während der 
IRA den Einsatz von in Amerika hergestellten Autos mit ausländischer 
Technologie verhindert, gibt es in der EU keine derartigen Maßnahmen. 
Es wird davor gewarnt, dass es zu einer „erheblichen Abhängigkeit der 
westlichen Welt von Asien“ kommen wird, und die EU-Vorschriften zur 
De-Karbonisierung wurden als „naiv und dogmatisch“ gebrandmarkt.113

•  Zweitens wird durch die Partnerschaft mit Afrika und die Einbeziehung 
des Kontinents in die Diskussionen über neue Technologien, frühe For-
schungsphasen und die Festlegung von Standards ein weiteres Ziel er-
reicht: Es geht darum, dass die EU auf den afrikanischen Kontext und die 
afrikanischen Bedürfnisse eingeht und die Kapazitäten auf dem Konti-
nent ausbaut. Die Herstellung von Batterien und Solaranlagen gehört zu 
den Branchen, in denen die mineralreichen afrikanischen Länder einen 
Wettbewerbsvorteil haben.114 Auch wenn neue grüne Technologien an-
fangs kostspielig sein werden, „könnte die Zusammenarbeit zwischen 
der EU und Afrika bei neuen Technologien mit Hilfe von EU-Klimafor-
schungsfonds wie Horizon Europe, das für den Zeitraum 2021 bis 2027 
über einen Investitionsrahmen von 95,5 Milliarden Euro verfügt, die 
Erforschung grüner Technologien und die Ausbildung von Fachkräften 
fördern, die an das afrikanische Umfeld angepasst und hierfür geeignet 
sind.“115 Der Africa Energy Outlook 2022 der IEA legt nahe, dass Afrika 
bis zu 5.000 Mt grünen Wasserstoff pro Jahr produzieren kann – das ist 
mehr als die Gesamtmenge, die derzeit produziert wird – für weniger 
als zwei US-Dollar pro Kilogramm.116 Das Abkommen zwischen der EU 
und Namibia, das auf der 27. UN-Klimakonferenz unterzeichnet wurde, 
ist nachahmenswert. Die Zusammenarbeit zwischen der EU und Afrika 
ist auf lange Sicht ein Gewinn für Europa.
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3.  Differenzierte Richtlinien und Strategien für  
die grüne Wende in Afrika

Afrika ist ein Kontinent mit Ländern in unterschiedlichen Entwicklungs-
stadien. Darüber hinaus weist der Kontinent unterschiedliche Ressourcen, 
Bedürfnisse und Fähigkeiten auf. Es gibt Länder, deren Wirtschaft von fossi-
len Brennstoffen abhängig ist, andere, die reich an CRM sind, einige, die in 
erneuerbare Energien investiert haben, und wieder andere, deren Haupt-
wirtschaftsaktivität die Landwirtschaft ist. Nur wenige Volkswirtschaften 
haben ein hohes Maß an Diversifizierung erreicht. Die Geschwindigkeit der 
Energiewende und die variablen und abweichenden Bedingungen in Afrika 
müssen sowohl gesteuert als auch unterstützt werden. In diesem Szenario 
gibt es keine Einheitslösung. Es wird ein mehrgleisiger Rahmen von spe-
ziell auf die verschiedenen Situationen zugeschnittenen Strategien und 
Maßnahmen erforderlich sein. Ein variabler und vielseitiger Ansatz könnte 
folgende Aspekte umfassen: 

•  Ein partnerschaftlicher Ansatz des öffentlichen und privaten Sektors 
zur Unterstützung der Energiewende und der wirtschaftlichen Diversi-
fizierung in Ländern, die reich an fossilen Rohstoffen sind. Nigeria, An-
gola, Algerien, Ägypten, die Republik Kongo, Gabun und Ghana sehen 
sich alle mit der Aussicht auf sinkende Einnahmen im Energiesektor 
konfrontiert, was sich destabilisierend auf die Wirtschaft auswirken 
wird. Zur Umstellung auf grüne Energie und zur Unterstützung einer 
wirtschaftlichen Diversifizierung werden sie Finanzmittel benötigen. 
Folgendes sollte in Erwägung gezogen werden:  
 
a) Die Erhebung von Sondersteuern für globale Energieriesen, um In-
vestitionen in von fossilen Brennstoffen abhängigen Volkswirtschaften 
zu fördern und deren Strukturwandel zu unterstützen. Die EU hat zwar 
vor kurzem eine solche Steuer als vorübergehende Maßnahme einge-
führt, sollte sich aber bei der G20, der G7 und den Vereinten Nationen 
für die Initiative einsetzen, um diese Modalität im multilateralen Rah-
men zu fördern.117  
 
b) Italiens bilaterales Programm zur Unterstützung der Diversifizie-
rungsbemühungen Algeriens könnte als Team-Europe-Ansatz ausgewei-
tet werden.

•  Unterstützung von Forschung und Entwicklung und Anreize für Inves-
titionen in CRM-reichen Ländern. Letzteres erfordert Partnerschaften,  
die über die Gewinnung von CRM und die Energieversorgung hinaus - 
gehen.  
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a) Ein gutes Beispiel für den Aufbau von Industrien und die Unterstüt-
zung von Forschung und Entwicklung, die an die Bedingungen in Afrika 
angepasst sind, ist die Partnerschaft zwischen dem deutschen Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung und zwei der regionalen Wirt-
schaftsgemeinschaften (RECs) Afrikas – der Wirtschaftsgemeinschaft 
der westafrikanischen Staaten (ECOWAS) und der Entwicklungsgemein-
schaft des südlichen Afrika (SADC) – bei der Erforschung des Potenzials 
für die Produktion von grünem Wasserstoff.118  
 
b) Technische Unterstützung bei der Ausarbeitung der gesetzlichen und 
regulatorischen Rahmenbedingungen und Mapping, das zur Vorberei-
tung auf ausländische Direktinvestitionen erforderlich ist, um die im-
mer wieder auftretenden Kapazitätsprobleme zu lösen.

•  Unterstützung des Ausbaus von Kapazitäten in Ländern, die sich im 
Umbruch befinden: Marokko zum Beispiel hat erhebliche Investitionen 
in die Solarproduktion getätigt. Diese Länder streben Investitionen 
in die Infrastruktur an und benötigen Unterstützung beim Ausbau der 
Kapazitäten für erneuerbare Energien, Speicherung und Verteilung in 
Zusammenarbeit mit anderen afrikanischen Ländern. Das Abkommen 
über eine „Grüne Partnerschaft“ zwischen Marokko und der EU (2022), 
das sich mit Klima und Energie, nachhaltiger Wirtschaft und Umwelt be-
fasst, ist ein Modell für die mögliche Zusammenarbeit.

•  Nutzung des EU-Ansatzes der Klimagerechtigkeit und Unterstützung von 
Maßnahmen, um auf die besonderen Herausforderungen von gefährdeten 
und marginalisierten Gruppen in energiearmen Ländern zu reagieren. Diese 
Länder benötigen verschiedenartige Unterstützung, abzielend auf die ver-
stärkte Einführung kostengünstiger Energiespartechnologien, die für eine 
größere Wirkung skaliert werden könnten. Die Unterstützung von Haushal-
ten bei der Verringerung der Energiearmut, die Entwicklung von Program-
men, die auf Mädchen und Frauen zugeschnitten sind, um ihre Energiearmut 
und Gesundheitsrisiken zu verringern, und die Ausbildung von Aktivisten 
in den Gemeinden, die in der Lage sind, Informationen über nachhaltige-
re und gerechtere Energielösungen an Haushalte, insbesondere die arme 
Landbevölkerung, weiterzugeben, gehören zu den kleinen, aber wirkungs-
vollen Initiativen, die von der EU in Betracht gezogen werden sollten.119 

4.  Mehr konzessionäre Finanzierung und innovative  
Instrumente durch EIB und EBWE

Die Herausforderungen, vor denen die Entwicklung Afrikas steht, wurden 
bereits beschrieben. Die steigenden Kapitalkosten verschärfen die schwie-
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rige Situation noch.120 Reiche Länder nehmen Kredite zu etwa 2 bis 4 Pro-
zent auf, während die Spanne für Entwicklungsländer bei 12 bis 14 Prozent 
aufwärts liegt. Auch die Finanzierung klimabezogener Anpassungsmaß-
nahmen für afrikanische Länder stößt auf mehrere Hindernisse. Dazu 
zählt nicht zuletzt die Tatsache, dass die Rendite privater Investitionen 
gering ist, so dass mehr öffentliche Mittel erforderlich sind. Angesichts 
des schwierigen wirtschaftlichen und fiskalischen Umfeldes, in dem sich 
Afrika befindet, ist es unerlässlich, die öffentlichen Mittel durch externe 
öffentliche und private Finanzmittel zu ergänzen.121

•  Überprüfung von Instrumenten und Kreditvergabepolitik der EIB und 
der EBWE: Im Jahr 2020 flossen nur 10 Prozent der Klimafinanzierung 
der EIB und 14 Prozent der EBWE in die Anpassung an den Klimawan-
del.122 Die externe öffentliche Finanzierung in diesem Sektor wurde 
hauptsächlich in Form von Darlehen bereitgestellt, was ein Problem 
darstellt angesichts der Tatsache, dass viele Länder als schuldengeplagt 
eingestuft wurden. Darüber hinaus diskriminiert die EIB Länder mit 
niedrigem Einkommen, da sie sich bei ihrer Kreditvergabe auf Länder 
mit mittlerem Einkommen konzentriert.123 Eine Erhöhung des Umfangs 
und der Mischung von Zuschüssen und konzessionären Finanzierungen 
zur Abmilderung der Kostenbelastung durch die grüne Wende in Afrika 
ist von entscheidender Bedeutung.

•  Finanzierungsprogramme für grünes Wachstum, KMU und Arbeitsplätze 
mit Schwerpunkt auf Jugend, Frauen und Mädchen: Das jüngste OECD-
Forum zu grünen Finanzen und Investitionen schlägt vor, dass größe-
re multilaterale Entwicklungsbanken wie die EIB, eine Rolle bei der 
Mobilisierung privater Finanzmittel spielen sollten. „Zur Finanzierung 
des nachhaltigen Wandels sollte eine Vielzahl von Finanzinstrumenten 
entwickelt werden, die über die Fremdfinanzierung hinausgehen, zum 
Beispiel durch Exportkredite, Eigenkapital, Garantien und Finanzierun-
gen in Landeswährung.“124 Klimafinanzierungsmechanismen und Ent-
wicklungsfonds der EU und der EIB sind gut geeignet, um zusätzliche 
Finanzmittel über die Nationalen Klimabeiträge, die Nationalen Anpas-
sungspläne und die Pläne zur Bewertung des technischen Bedarfs der 
afrikanischen Länder zu unterstützen und zu mobilisieren.

Die Afrikanische Investitionsplattform für Wasservorhaben (AIP) ist eben-
falls ein finanzierungsfähiges Programm. Das Programm integriert Wasser-
ressourcen, SDG7-Investitionen, Klimaresilienz, transformatives Handeln 
zugunsten von Geschlechtergerechtigkeit und grenzüberschreitende Was-
serkooperation in einer Finanzierungseinheit.125 Wassereffiziente Techno-
logien und das Sammeln von Wasser in kleinem Maßstab gehören zu den 
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Ansätzen für praktische Investitionen in kleinerem Umfang. Mit diesen 
lässt sich die Entwicklung des Privatsektors fördern, einschließlich der Fi-
nanzierung von Basisorganisationen. Solche Initiativen kommen den am 
meisten gefährdeten Gemeinschaften und Ökosystemen in Afrika zugute.

•  Unterstützung der Kapazität des afrikanischen Pools für Katastrophen-
risiken (ARC): Der Katastrophenrisikopool der AU zielt darauf ab, klima-
bedingte Katastrophen abzudecken. In vier Jahren hat der ARC 36 Millio-
nen US-Dollar zur Unterstützung von Ländern ausgezahlt, die von Dürre 
betroffen waren.126 Die für Afrika zur Verfügung stehenden Finanzmittel 
für klimabedingte Risiken sind jedoch unzureichend. Daher wurde die 
neue Extreme Climate Facility eingerichtet. Sie soll gemischte Mittel aus 
dem privaten und dem öffentlichen Sektor für Länder bereitstellen, die 
verstärkte Anpassungsmaßnahmen am dringendsten benötigen. Dies ist 
ein afrikaspezifisches Instrument, das Unterstützung verdient.

•  Entwicklung von Partnerschaften zwischen der EIB und globalen ge-
meinnützigen Organisationen: Solche Partnerschaften bieten Kreditga-
rantien, die es den Ländern ermöglichen, die Kreditkosten zu senken 
und die Ersparnisse in das Management von Ökosystemen und Bestän-
den zu investieren, die durch den Klimawandel gefährdet sind. Auf diese 
Weise unterstützen sie die Lebensgrundlagen und die lokalen Gemein-
schaften. Ein gutes Beispiel für eine solche Einrichtung ist die Barbados 
Blue Bond Initiative. Im Oktober 2022 emittierte Barbados die weltweit 
erste Staatsanleihe mit einer Klausel, die eine Aussetzung der Zahlun-
gen im Falle einer weiteren globalen Pandemie ermöglicht. Die Anlei-
heklauseln decken auch Naturkatastrophen, wie Überschwemmungen, 
Tropenstürme und Erdbeben, ab. Die Anleihe von Barbados wird über 
eine Laufzeit von 15 Jahren zurückgezahlt. Zwar können die Zahlungen 
bei Bedarf zweimal für bis zu zwei Jahre ausgesetzt werden, die Anleihe 
kann jedoch nicht vollständig gekündigt werden.

Dank der Kreditgarantien von The Nature Conservancy und der Inter-
amerikanischen Entwicklungsbank kann Barbados seine Kreditkosten im 
Vergleich zu der Anleihe, die sie ersetzt, um bis zu 40 bis 50 Millionen 
US-Dollar senken. Diese Einsparungen werden für den Schutz der Mee-
resökosysteme der Insel verwendet, die eine wichtige Rolle für den be-
deutendsten Wirtschaftszweig des Landes spielen, den Tourismus. Dieser 
macht 40 Prozent des BIP und der Arbeitsplätze des Landes aus.127 Bei der 
Ankündigung der Maßnahmen wies die barbadische Premierministerin Mia 
Motley auf den Nutzen solcher Anleihen hin. Sie verdeutlichte, dass diese 
den Entwicklungsländern eine gewisse Atempause während der laufenden 
Pandemie und der zahlreichen klimabedingten Katastrophen verschafften, 
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darunter die jüngsten großflächigen Überschwemmungen in Pakistan und 
die verheerenden Dürren in Afrika.

•  Bereitstellung technischer Unterstützung für afrikanische Länder: 
Grüne, soziale, nachhaltige und nachhaltigkeitsorientierte (GSSS) An-
leihen haben sowohl an Popularität als auch an Marktanteilen schnell 
zugenommen, sind aber stark auf die entwickelten Märkte konzentriert. 
Obwohl diese Anleihen großes Potenzial haben, den Ländern bei der 
Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu helfen, werden nur 
sechs Prozent in ODA-Empfängerländern ausgegeben.128 Als Hemmnisse 
werden unter anderem der Mangel an finanzierbaren Projekten, hohe 
Vorlaufkosten und technische Kapazitäten genannt.

•  Finanzierungsmechanismen zur Mobilisierung von Kapital für die Natur aus 
dem Privatsektor: Die Weltbank hat eine Reihe von Investitionsmöglich-
keiten identifiziert, die es ermöglichen, die Ziele des Klimawandels durch 
ökologisch und sozial nachhaltige Investitionen (ESG) in Naturlandschaf-
ten und Ökosysteme zu erreichen. Angesichts des Ausmaßes des Bedarfs 
im Vergleich zur aktuellen Wirtschaftslage verfügen die afrikanischen Län-
der nur über einen geringen finanziellen Spielraum, um ohne fremde Hilfe 
Initiativen zum Erhalt und Schutz von Ökosystemen zu finanzieren. Pri-
vatem Kapital kommt bei der Überbrückung der Finanzierungslücke eine 
wichtige Rolle zu. Eine Reihe von Fallstudien liefert praktikable Muster für 
eine Ausweitung in verschiedenen Teilen Afrikas. Dazu gehören: Debt for 
Nature Swaps (Seychellen), bei denen die Auslandsschulden des Landes 
im Austausch für Investitionen in den Meeresschutz refinanziert wurden. 
Die Erlöse aus der Umschuldung wurden an NGOs verteilt, die sich für 
den Schutz der Meere engagieren. Ein besonderes Augenmerk wurde da-
bei auf die Einbeziehung von Frauen gelegt. Der Cubango-Okavango River 
Basin Fund (Angola, Namibia und Botswana) ist ein länderübergreifendes 
Ökosystemprojekt, bei dem Geber- und Wirkungsfonds kombiniert wer-
den, um ESG mit Einkommensfinanzierungsmaßnahmen vollständig zu 
integrieren. Auf diese Weise sollen die Widerstandsfähigkeit des Ökosys-
tems und die Lebensgrundlagen im ländlichen Raum verbessert werden.129

5.  Einsatz für einen multilateralen Ansatz  
für die Entwicklung Afrikas

Die Herausforderungen, vor denen Afrika beim Thema Entwicklung steht, 
übersteigen die Möglichkeiten eines einzelnen Partners. Afrika braucht 
alle seine Freunde, um seine eigenen Anstrengungen wirkungsvoll verstär-
ken zu können. Auf dem Höhepunkt der COVID-19-Pandemie wurde der 
Ruf nach einem „Marshallplan für Afrika“ laut. Heute wird ein Marshallplan 
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für die Ukraine in Erwägung gezogen. Afrika braucht heute mehr Unterstüt-
zung, nicht weniger, als auf dem Höhepunkt der Pandemie. Die Wende in 
Afrika würde von einem umfassenden Plan profitieren, der den Rahmen für 
einen robusten Prozess des Wandels zu einem kohlenstoffarmen Kontinent 
setzt und gleichzeitig gefährdete Gruppen schützt. Die Partner des Kon-
tinents unterstützen alle eine unterschiedliche Art von Investitions- und 
Entwicklungszusammenarbeit. Eine größere Hebelwirkung könnte jedoch 
erzielt werden, wenn die Partner Afrikas die Bemühungen des Kontinents 
um ökologischen Wandel und eine kohlenstoffarme industrielle Entwick-
lung durch multilaterale Rahmenwerke unterstützten, die die bilateralen 
und regionalen Bemühungen ergänzen. Zu den Initiativen, die in Betracht 
gezogen werden sollten, gehören:

•  Unterstützung eines regionsspezifischen, umfassenden Rahmens, der 
von Afrika entworfen wird. Unter der gemeinsamen Führung von EU und 
AU könnte die Koordinierung eines solchen Rahmens durch die UN und 
Sonderorganisationen, die Bretton-Woods-Institutionen, die AfDB, die 
EIB und die Asiatische Entwicklungsbank unterstützt werden.

•  Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA bei der 
Energiewende in Afrika. Die Vorlage der im Oktober 2022 unterzeichneten 
Absichtserklärung zwischen der EU und den USA über die Zusammenar-
beit zur Unterstützung von Projekten wie dem African Continental Power 
System Masterplan könnte auf andere Akteure ausgeweitet werden.130 

•  Angleichung der multilateralen Zusammenarbeit im internationalen Fi-
nanzwesen: Der grüne Wandel bietet der EU und anderen Mitgliedern 
der internationalen Gemeinschaft auch die Gelegenheit, ihre Unterstüt-
zung und Zusammenarbeit im Bereich der internationalen Finanzen ab-
zustimmen. Zu den erforderlichen Schlüsselbereichen gehören die Stan-
dardisierung von Risikominderungsinstrumenten für Währungs- und 
Offtaker-Risiken sowie die Nutzung der Kapitalmärkte zur Kanalisierung 
institutioneller Investitionen. Zu den Beispielen für Innovation gehö-
ren: Der Energy Transition Mechanism mit dem Partnership Trust Fund, 
der von der Asiatischen Entwicklungsbank und den Mitgliedsländern in  
Asien und dem Pazifik in einer Partnerschaft mit Industrieländern, 
dar unter Deutschland, eingerichtet wurde, unterstützt die Mitglieds-
länder beim Übergang von der Kohle zu sauberer Energie. Südafrikas 
Übergang von der Kohle zum Beschaffungsprogramm für unabhängige 
Stromer zeuger aus erneuerbaren Energien (REIPPPP)131 wird ebenfalls 
durch eine internationale Partnerschaft unterstützt. Beide Modelle sind 
dahingehend hilfreich, andere Länder bei der Abkehr von fossilen Brenn-
stoffen zu unterstützen.
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•  Die Ausweitung des Prototyps der Just Energy Transition Partnership, 
an der die EU, Frankreich, Deutschland, die USA und das Vereinigte Kö-
nigreich beteiligt sind, um Südafrika bei der Abkehr von der Kohle zu 
unterstützen, umfasst eine Mischung aus Zuschüssen, konzessionären 
Finanzierungen und Instrumenten zur Risikoteilung. Es soll private Fi-
nanzmittel mobilisieren und ist ein weiteres nachahmenswertes Modell 
der multilateralen Zusammenarbeit. Es deckt sowohl den Energiesektor 
als auch Elektrofahrzeuge und grünen Wasserstoff ab. Der „gerechte“ 
Ansatz soll sicherstellen, dass diejenigen nicht zurückgelassen werden, 
die am unmittelbarsten von der Abkehr von der Kohle betroffen sind wie 
Arbeiter, Gemeinden, Frauen und Mädchen.132

6.  Unterstützung einer multilateralen „grünen“ Bank  
auf Basis der Bridgetown-Initiative 

„Um die Klimaziele zu erreichen, müssen die Länder des globalen Südens 
(außer China) bis 2025 mehr als 1 Billion US-Dollar und bis 2030 mehr als 
2 Billionen US-Dollar pro Jahr für Anpassung und Abmilderung ausgeben – 
zwischen 4 und 7 Prozent ihres BIP.“133 Zwar investieren die afrikanischen 
Regierungen bereits durchschnittlich 3,5 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) in Anpassungsmaßnahmen, einschließlich der Unterstützung 
der Landwirtschaft und der Programme zur Bekämpfung von Dürren, doch 
das reicht nicht.134 Die Idee einer „Grünen Bank“ wird in verschiedenen 
Foren diskutiert. Sie sieht die Schaffung einer multilateralen Institution 
vor, die nachhaltige Projekte entwickelt, Finanzmittel mobilisiert und die 
Umsetzung von Projekten in Afrika und anderen Entwicklungsländern 
unterstützt. Die Institution würde Regierungen und private Anteilseigner 
umfassen. Die Stimmrechte wären gerecht verteilt und die Finanzierung 
stünde ausschließlich für umweltfreundliche Projekte zur Verfügung. 

Mit dem Vorschlag werden in der Bridgetown-Initiative enthaltene Initia-
tiven weiterentwickelt. Diese wurde von Barbados auf der 27. UN-Klima-
konferenz vorgestellt. Der Plan, für den sich die Premierministerin von 
Barbados einsetzt, besagt, dass Länder nicht zwischen der Begleichung 
ihrer Schulden und der Verfolgung von Entwicklungszielen wählen müs-
sen sollten: „So wie Großbritannien in der Lage war, langfristige Kredite 
aufzunehmen, um seinen Anteil am Ersten Weltkrieg zu finanzieren, und 
diese erst 2014 zurückzahlte, weil es die Rückzahlung inmitten anderer 
Ausgabenprioritäten nicht bewältigen konnte, sollten Länder mit niedri-
gem Einkommen ebenfalls nicht gezwungen sein, ihre Entwicklungszie-
le für Klimaausgaben zu opfern.“135 Der Vorschlag sieht eine einmalige 
Zahlung des IWF in Höhe von 650 Milliarden Dollar vor. Mit diesem Geld 
könnte ein Treuhandfonds gegründet werden, der in eine zinsgünstige 
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Klimafinanzierung für Entwicklungsländer im Wert von 1 Billion US-Dollar 
umgewandelt werden soll. Die Initiative befürwortet eine Sondersteuer für 
Ölgesellschaften. Diese würde den auf der 27. UN-Klimakonferenz verein-
barten „Loss-and-Damage-Fonds“ unterstützen, der zur Finanzierung von 
Wiederaufbauhilfen für Entwicklungsländer nach einer klimabedingten 
Katastrophe eingesetzt werden soll. Die Rückzahlung der Schulden wird 
dabei für eine gewisse Zeit ausgesetzt. Die ausgearbeitete Initiative sollte 
auf der Frühjahrstagung der WB und des IWF (2023) in Washington DC 
vorgestellt werden.136

7.  Eine gerechte globale Klimasteuer erwägen 

Die EU als globaler Vorreiter in Bezug auf ihre eigene Politik zur Errei-
chung einer kohlenstoffarmen Zukunft kann ihren beträchtlichen Einfluss 
in diesem Bereich geltend machen, indem sie sich für eine klimabezogene, 
gerechte globale Steuer als Mittel zur Beschaffung von Klimafinanzierung 
einsetzt. Immer mehr Stimmen fordern, dass unvorhergesehene Kapital-
gewinne aus umweltschädlichen Industrien für fossile Brennstoffe zweck-
gebunden werden sollten (neben anderen Initiativen). Auf diese Weise 
könnten die finanziellen Hilfen für die Länder aufgestockt werden, die nach 
Lösungen für die Anpassung an die aktuellen Krisen und den Aufbau von 
Resilienz suchen. Dies könnte ihnen den Übergang zu einer kohlenstoff-
armen Zukunft erleichtern. 

Der UN-Generalsekretär betont: „Die Industrie für fossile Brennstoffe kas-
siert Hunderte von Milliarden Dollar an Subventionen und unerwarteten 
Gewinnen, während die Haushaltsbudgets schrumpfen und unser Planet 
verbrennt. […] Ich fordere heute alle Industrieländer auf, die Zufallsgewin-
ne der Unternehmen für fossile Brennstoffe zu besteuern.“137 In der Tat hat 
beispielsweise der Energieriese Shell kürzlich einen Rekordgewinn von 40 
Milliarden US-Dollar für das Jahr 2022 bekannt gegeben, den höchsten in 
seiner 115-jährigen Geschichte.138 Gezielt aufgestellte Fonds können einen 
Teil der Kosten des ökologischen Wandels in den afrikanischen Ländern 
abdecken. Dies steht im Einklang mit einem Dokument, das von einem 
Konsortium der ärmsten Länder der Welt im Vorfeld der 27. UN-Klimakon-
ferenz veröffentlicht wurde – in der seit langem andauernden Debatte über 
die Finanzierung von klimabedingten Verlusten und Schäden. In diesem 
Dokument ist von einer „klima- und gerechtigkeitsorientierten“ globalen 
Steuer als Mittel zur Beschaffung von Finanzmitteln die Rede, einschließ-
lich der Einnahmen aus der CO2-Besteuerung (wie der CBAM der EU), einer 
Steuer auf Flugreisen und Abgaben auf Schweröle in der Schifffahrt.139
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Es steht außer Frage, dass die Beziehungen zwischen der EU und Afrika 
für beide Seiten von großer Bedeutung sind. Und auch wenn schon oft 
eine Neuausrichtung der Beziehungen gefordert wurde – vielleicht war die 
Lage zu keinem anderen Zeitpunkt dringender. Die derzeitige globale Dy-
namik scheint eine solche Neuausrichtung erforderlich zu machen, womit 
ein Weg geebnet würde, der für beide Parteien von großem Wert sein wird. 
In der Tat könnten sich die Vorteile für die EU als strategisch wichtig er-
weisen, da sie die Folgen der Rivalität zwischen den USA und China bewäl-
tigen und gleichzeitig versuchen muss, ihre eigenen Interessen zu wahren. 
Der Krieg in der Ukraine und die Sanktionen gegen Russland haben das 
Tempo der globalen Zersplitterung in verschiedene Blöcke beschleunigt. 
Die Unterbrechung der globalen Lieferketten hat diese Spaltung weiter 
vertieft. Eine gespaltene Welt führt zu einer vielschichtigen Multipolari-
tät. Diese bietet Afrika eine wachsende Auswahl an nicht-westlichen Al-
lianzen und Partnerschaften mit Ländern und Regionen, deren Anteil an 
der globalen Produktion und am Wohlstand zunimmt.140 Um angesichts 
der Erfordernisse dieser Zeit eine zweckmäßige Partnerschaft einzugehen, 
muss die EU die zunehmende strategische Bedeutung Afrikas als globaler 
Partner würdigen und sich als Partner positionieren, der Afrikas Zukunfts-
vision und die nachhaltige industrielle Entwicklung bei der Verwirklichung 
dieser Vision unterstützt. Dies setzt voraus, dass die EU-Politik zur Unter-
stützung der grünen Energiewende von lobenswerten Absichten zu kon-
kreten Maßnahmen übergeht, die „schneller und intelligenter“ sind.

Afrikas CO2-Fußabdruck ist zwar klein, aber die afrikanischen Länder sind 
besonders stark von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Die 
Reaktion der EU auf die grünen Subventionen des IRA der USA bietet eine 
Gelegenheit, Anreize für Investitionen von EU-Unternehmen in Afrika zu 
schaffen. Die Bemühungen um eine Abkopplung von China gehen weiter, 
angeführt von den Bemühungen der USA. Unternehmen suchen zuneh-
mend nach Möglichkeiten, sich an den Initiativen „Local for Local“ und 
„Friendshoring“ zu beteiligen. Die Nähe Afrikas zu Europa bietet in dieser 
Hinsicht Chancen. Investitionen in den Bereichen ökologischer Wandel 
und Energie in Afrika werden sich mehrfach auszahlen. Durch derartige 
Investitionen werden die EU-Klimaschutzstrategien unterstützt, eine stra-
tegische Abkopplung von China ermöglicht, die Wettbewerbsfähigkeit von 
EU-Unternehmen gegenüber ihren US-Konkurrenten gefördert, der Aufbau 
afrikanischer Expertise in neuen grünen Wachstumsindustrien sowie die 
Schaffung nachhaltiger Arbeitsplätze unterstützt. Die EU muss jedoch be-

Teil V: Schlussfolgerung
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reit sein, Worten Taten folgen zu lassen, um die afrikanischen Ambitionen 
und Erwartungen an eine echte Partnerschaft zu erfüllen. Afrika hat andere 
Bewerber. Afrika braucht die EU, aber die EU braucht Afrika in gleichem 
Maße.

Eine Neuausrichtung der Beziehungen wird zudem mehr Gespräche und 
einen echten Dialog erfordern. Die EU spricht davon, die Bemühungen um 
eine „grüne Diplomatie“ zu verstärken. Diese können mit Afrika beginnen. 
Der EGD stellt Afrika vor Herausforderungen. Zur Abmilderung der gravie-
rendsten müssen Modalitäten gefunden werden. Prinzipien der Gleichbe-
rechtigung und Klimagerechtigkeit müssen in den Beziehungen verankert 
werden, und diese müssen übergreifend sein. CBAM ist ein typisches Bei-
spiel dafür. Gleiche Wettbewerbsbedingungen für Afrikas Landwirte sind 
angesichts der Bedeutung des Sektors für die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung des Kontinents von entscheidender Bedeutung. Ein guter An-
fang sind Beratungen mit Afrika über die Modalitäten, durch die sicherge-
stellt wird, dass das GG die grüne Wende in Afrika unterstützt. Länder mit 
niedrigem Einkommen benötigen höhere Zuschüsse und konzessionäre 
Finanzierung, besonders in diesen Zeiten. Und der Energiearmut in Afrika 
muss das gleiche Maß an Aufmerksamkeit und Dringlichkeit zuteilwerden 
wie der Energiesicherheit in Europa. 

Damit soll die Komplexität der grünen Energiewende nicht geleugnet wer-
den. Die Spannungen zwischen kurzfristigen Erfordernissen und langfristi-
gen Zielen der De-Karbonisierung, die durch den Krieg in der Ukraine aus-
gelöst und durch die Auswirkungen einer anhaltenden globalen Pandemie 
noch verstärkt wurden, haben die Komplexität einer Beziehung erhöht, die 
schon zuvor nicht ohne Herausforderungen war. Die neu gestaltete Suche 
der EU und ihrer Mitgliedsstaaten nach fossilen Brennstoffen in Afrika als 
Ergebnis einer Abkehr von der Abhängigkeit von russischen Lieferungen 
wird besonders aufmerksam beobachtet. Grund ist die Sorge Afrikas, dass 
die Unterstützung der europäischen Energiesicherheit auf seine Kosten ge-
hen wird. Afrika braucht in dieser Hinsicht Schutzmaßnahmen, ein Dialog 
ist erforderlich. Ein Mix aus nicht-erneuerbaren und erneuerbaren Energie-
quellen wird die Entwicklung Afrikas in einer noch zu bestimmenden Über-
gangszeit prägen. Immer mehr Menschen müssen aus der Armut befreit 
werden. Die Energielücken bleiben bestehen. Der ökologische Wandel in 
Afrika wird in mehreren Schritten erfolgen. 

Diese Epoche der Uneinigkeit und Spaltung könnte durchaus der Moment 
sein, der den Raum und die Bedingungen schafft für einen dringend be-
nötigten, ehrlichen Dialog über die Zukunft und die benötigten gemeinsa-
men Maßnahmen zur Schaffung beiderseitiger Vorteile – und zwar abseits 
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des stark „geskripteten“ Formats der EU-Afrika-Gipfel. Diesen wünschen 
sich sowohl Afrika als auch die EU. Eine Neuausrichtung der Beziehun-
gen könnte eine wichtige Lektion vermitteln: Dass eine Zusammenarbeit 
zwischen Nord und Süd möglich, wünschenswert und notwendig ist. Auf 
diese Weise kann ein neues Verhältnis zwischen Afrika und der EU formu-
liert werden: Ein partnerschaftliches Verhältnis der beiden Kontinente, mit 
einem neuen Modell der Zusammenarbeit, fußend auf Würde und gegen-
seitigem Respekt mit dem Ziel, in einer geteilten Welt Brücken zu bauen. 
Ein solches Ziel, in einer solchen Welt, wäre zweifelsohne erstrebenswert.
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Engagement der Hanns-Seidel-Stiftung in Afrika

Seit über 50 Jahren engagiert sich die Hanns-Seidel-Stiftung in der Inter-
nationalen Zusammenarbeit und fördert rund 90 Projekte in über 70 
Ländern weltweit. Afrika stellt dabei einen Schwerpunkt dar, wobei die 
entwicklungspolitische Arbeit der Hanns-Seidel-Stiftung in Afrika im Jahre 
1977 mit einem Projekt in Togo begann. 

Afrika ist für Europa und Deutschland als unmittelbar an Europa angren-
zender Anrainer des südlichen Mittelmeers einer der wichtigsten Partner 
in der europäischen und deutschen Entwicklungszusammenarbeit. Die 
Hanns-Seidel-Stiftung will durch die Arbeit in den Ländern Afrikas in erster 
Linie zur Verbesserung der Lebensverhältnisse beitragen. Der Klimawan-
del trifft den Kontinent besonders hart: Sowohl extreme Dürren und die 
damit einhergehende zunehmende Desertifikation der Sahelzone als auch 
Umweltkatastrophen fordern Tausende Todesopfer und entziehen Millio-
nen von Menschen die Lebensgrundlage. Der Krieg in der Ukraine hat die 
Lage weiter verschärft. Ebenso wird Wasserknappheit ein immer wichtige-
res Thema, während Bevölkerungswachstum und Industrialisierung einen 
massiven Anstieg des afrikanischen Energiebedarfs erkennen lassen. 

Um diesen und anderen Herausforderungen gerecht zu werden, engagiert 
sich die Hanns-Seidel-Stiftung in Afrika mit konkreten Projektmaßnahmen, 
die auch den Klimaschutz und die Förderung der nachhaltigen Kreislauf-
wirtschaft betreffen. Die Hanns-Seidel-Stiftung arbeitet am Kontinent in 17 
Ländern mit Partnern zusammen. Beispielsweise fördert sie in Ägypten 
die Umsetzung nationaler Umweltstrategien, führt in der Demokratischen 
Republik Kongo seit über 20 Jahren Agroforstprojekte im Auftrag der EU 
durch, ermöglicht in Namibia ein EU-finanziertes Projekt zur nachhaltigen 
Waldbewirtschaftung oder beschäftigt sich mit Fragen des Wassermanage-
ments und der Förderung erneuerbarer Energien in Marokko. Für die inter-
nationale Projektarbeit war und bleibt der afrikanische Kontinent der be-
deutendste Schwerpunkt.

Zudem fördert die Hanns-Seidel-Stiftung den Dialog zwischen Europa und 
Afrika, indem sie Fachdelegationen in Brüssel, Berlin und München emp-
fängt, thematische Studien durchführt oder Expertenrunden und Veran-
staltungen organisiert.

 ///
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AEEP:  Afrika-EU-Energiepartnerschaft

AFCFTA:   African Continental Free Trade Area (Afrikanisch-Kontinentale Freihan-
delszone)

AIDA:   Accelerated Industrial Development for Africa Initiative (Initiative zur 
Beschleunigung der industriellen Entwicklung in Afrika)

AIP:   Africa Investment Platform (Afrikanische Investitionsplattform für Was-
servorhaben)

ARC:   African Risk Capacity (Afrikanischer Pool für Katastrophenrisiken)

BIP:  Bruttoinlandsprodukt 

BRI:  Belt and Road Initiative (Neue Seidenstraßen-Initiative)

CAHOSCC:   Committee of the African Heads of State and Government on Climate 
Change (Ausschuss der afrikanischen Staats- und Regierungschefs zum 
Klimawandel) CBAM – Carbon Border Adjustment Mechanism (CO2-
Grenzausgleichssystem) 

CCRDS:   Climate Change and Resilient Development Strategy and Action Plan 
(Strategie- und Aktionsplan für Klimawandel und widerstandsfähige 
Entwicklung)

CRM:  Critical Raw Materials (Kritische Rohstoffe)

EACOP:   East-Africa Crude Oil Pipeline (Ostafrikanische Rohöl-Pipeline)

EBWE:   Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (European Bank 
for Reconstruction and Development)

ECOWAS:   Economic Community of West Africa States (Wirtschaftsgemeinschaft 
der westafrikanischen Staaten) 

EGD:  Europäischer Grüner Deal 

EIB:  Europäische Investitionsbank 

EK:   Europäische Kommission 

ESG:   Environment, Social, Governance (Ökologisch und sozial nachhaltige 
Investitionen)

ETS:  Emissions Trading System (Emissionshandelssystem)

GAP:  Gemeinsame Agrarpolitik

Liste der Abkürzungen
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GCF:  Green Climate Fund (Grüner Klimafonds) 

GG:  Global Gateway 

GSSS:   Green, social, sustainability, and sustainability-linked (Grün, sozial, 
nachhaltig und nachhaltigkeitsorientiert)

IEA:  Internationale Energieagentur 

IRA:   Inflation Reduction Act (Gesetz zur Reduzierung der Inflation) 

IWF:  Internationaler Währungsfonds

LDC:   Least Developed Countries (Am wenigsten entwickelte Länder) 

LNG:  Liquefied Natural Gas (Flüssigerdgas) 

NDCs:   Nationally Determined Contributions (Nationale Klimabeiträge)

NDICI:  Neighbourhood, Development and International Cooperation Instru-
ment (Instrument für Nachbarschaft, Entwicklung und internationale 
Zusammenarbeit)

ODA:  Official Development Assistance (Öffentliche Entwicklungszusammen-
arbeit)

RECs:  Regional Economic Communities (Regionale Wirtschaftsgemeinschaf-
ten)

REIPPPP:  Renewable Energy Independent Power Producer Procurement Program-
me (Beschaffungsprogramm für unabhängige Stromerzeuger aus erneu-
erbaren Energien)

SADC:  Southern Development Community (Entwicklungsgemeinschaft des 
südlichen Afrika)

SCO:  Shanghai Cooperation Organisation (Shanghaier Organisation für Zu-
sammenarbeit) 

SDG:  Sustainable Development Goals (Ziele für nachhaltige Entwicklung)

UfM:  Union für den Mittelmeerraum

WB:  Weltbank 

WTO:  World Trade Organisation (WHO, Welthandelsorganisation) 
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